
könnte; denn zum 3. März wurde
die breite Meinungsbildung zu
95% von den Medienleuten unter-
drückt. Eine regelrechte Katastro-
phe! Seiten mit leicht überblickba-
ren, teils gerafften Argumenten der
Befürworter und Gegner waren
kaum zu finden. Alles einseitige
Pro-UNO-Mache! Dazu faule
Kommentare der Chefredaktoren.
Keine Abtiefung der Argumente,
oft blieb die bescheidene Argu-
mentation im Niveau «Neutralität»
stecken. Die schwerwiegenden,
staatspolitischen Folgen von mas-
senweiser Übernahme von interna-
tionalem Recht und «fremden
Richtern» (UNO-Konventionen
und UNO-Rechtsakte) wurden in
vielen Fällen nicht einmal ange-
deutet. Ebensowenig die Ein-
führung marxistisch-leninistischer
Lebensabläufe, z.B. die Erziehung
der Kinder ab 2. Jahr ist Sache des
(nicht religiösen) Staates… etc.

Der Tages Anzeiger sandte Hun-
derte von Leserbriefen an die
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Ein schlimmes Erlebnis mit der
UNO-Abstimmung brachte mir
die Post aus der EDA-Sektion
UNO, Bundesgasse 28, 3003 Bern
(Fax: 031 324 90 65). Über 60 Pro-
UNO-Werbehefte, Berichte, Bot-
schaften, Broschüren, Faltblätter,
Poster, Vorträge und andere Info-
Träger in fünf verschiedenen Spra-
chen mit bis zu 80 Seiten in Hoch-
glanzpapier und Vierfarbentechnik
wurden gratis franko Haus gelie-
fert. Eine eigentliche Pro-UNO-
Werbebombe, an der Hunderte
von Medienspezialisten des Bun-
des jahrelang gearbeitet hatten.Al-
leine das Studium dieser Sendung
würde für uns Stimmbürger mona-
telange Arbeit bedeuten. Von der
Offenlegung, der Diskussion der
Argumente in der Öffentlichkeit,
in Parteien und politischen Gremi-
en gar nicht zu reden. Zu den mas-
senhaften Pro-Argumenten müss-
ten Aussagen und Argumente der
Gegner gestellt werden, damit
schliesslich die breite Meinungsbil-
dung gemäss unserer Bundesver-
fassung, § 16, garantiert werden
könnte. Dazu gesellt sich die Frage,

wer das alles tun soll, wer die Publi-
kation der Gegen-Argumente or-
ganisieren und zahlen soll? Sind
Bundesrat Deiss und das EDA be-
reit, faire und gleich lange Spiesse
zu garantieren, um Freiheit, Unab-
hängigkeit und Demokratie zu ge-
währleisten in unserem Land oder
geht es vielmehr darum, das Volk
aufs Kreuz zu legen, die freie Mei-
nungsbildung zu verhindern? Si-
cher ist einzig, in dieser kurzen
Zeit, bis zum 3. März, ist die Auf-
arbeitung des Stoffes für die UNO-
Gegner einfach unmöglich! Die
Zeit ist zu kurz.

Das schlimmste Erlebnis mit der
UNO-Vorlage brachten mir Re-
daktoren von Zeitungen, Radio
und Fernsehen. Praktisch alle gros-
sen Zeitungen waren agierende
Partei, anstatt der Bundesverfas-
sung § 16 gerecht zu werden. Da in
vielen Gemeinden und Orten oft
nur noch eine einzige Zeitung vor-
handen ist, müssten Redaktionen
Pro- und Kontra-Komitees gleich
lange Spiesse gewähren. Das wäre
mehr als einfach und hätte zugleich
den grossen Vorteil, dass sich ein
«ganzes Volk» zur einen Zeitung
bekennen könnte. Inserate- und
Abozahlen würden wachsen. Keine
Zeitung müsste auf bisherige Publi-
kationen verzichten, aber z.B. eine
Seite täglich ohne Zensur reservie-
ren für Gegner und Befürworter,
für «gleich lange Spiesse» von Pro-
und Kontra-Komitees. So könnte
die Diskussion im Sinne der Demo-
kratie stattfinden, wohlverstanden,

SD über knappes
UNO-Ja enttäuscht

Die Schweizer Demokraten nehmen mit Enttäuschung vom knap-
pen Ausgang der UNO-Abstimmung Kenntnis. Mit dem Beitritt zur
UNO verpasst die Schweiz die Chance, auch in Zukunft glaubwür-
dig neutral zu sein. So verlieren wir auch ein weiteres Stück unserer
Volksrechte, unserer Unabhängigkeit und unserer Entscheidungs-
freiheit.

Die UNO-Abstimmung hat erneut aufgezeigt, dass die SD die einzi-
ge politische Kraft ist, welche landesweit geschlossen gegen den ver-
hängnisvollen UNO-Beitritt gekämpft hat. Insbesondere bedauern
die SD, dass sowohl die Berner wie auch die Bündner SVP sich nicht
für die Unabhängigkeit und Freiheit der Schweiz einsetzen mochten
und den UNO-Anschluss befürworteten.

An dieser Stelle möchten sich die SD nochmals bei allen bedanken,
welche mit Verstand, Herz und Engagement gegen den Beitritt zur
politischen UNO gekämpft haben. Es war eindrücklich zu beobach-
ten, wie viele einfache Bürgerinnen und Bürger sich gegen das
Kapital und die Kampagne der Hochfinanz, des Bundesrates, fast
aller Parteien, von sogenannten Promis und fast der gesamten
Medien einsetzten.

Bernhard Hess, Nationalrat und SD-Zentralsekretär, Bern

Démocrate Suisse
Pages 13–15Verachtung

für solche Medien!

Schreiber zurück und publizierte
äusserst zaghaft ein paar Leser-
stimmen. Sicher stimmte dabei
auch das Verhältnis der Pro- und
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SD. Die schwarz-blaue Regie-
rungskoalition in Wien stellte letz-
te Woche in Grundzügen ihr «Inte-
grationspaket» der Öffentlichkeit
vor. Danach sollen Zuwanderer,
die auf dem Arbeitsmarkt ge-
braucht werden, dazu bewegt wer-
den, Kurse in Deutsch und Staats-
bürgerkunde zu belegen. Sollten
sie jedoch nach einem Jahr dies
nicht getan haben, so drohen ihnen
Konsequenzen: Während einer
Nachfrist muss der Zuwanderer
dann die gesamten Kursgebühren
bezahlen. Normalerweise beteiligt
sich der Staat zur Hälfte an der Fi-
nanzierung. Sollte der Fremde im-
mer noch untätig bleiben, kann er
mit einer Geldstrafe bzw. letztend-
lich mit dem Entzug der Aufent-
haltsbewilligung belangt werden.

Beschäftigungsbewilligung 
als Voraussetzung
Eine Aufenthaltsbewilligung soll es
nach dem Willen der Koalition nur
noch dann geben, wenn eine Be-
schäftigungsbewilligung vorliegt.
Eine solche wiederum werden
künftig nur noch «Schlüsselarbeits-
kräfte» erhalten, also solche, die
dringend in Österreich benötigt
werden. Menschen hingegen, die in
die Familienzusammenführungs-
quote fallen, sollen nicht unter die-
se Koppelungsregelung fallen.
Arbeitslose Ausländer müssen in
Zukunft Deutschkurse belegen,
sonst droht ihnen eine Kürzung
dieser Unterstützung! Damit will
die schwarz-blaue Regierung Zei-
chen setzen: Diejenigen Ausländer,
die in Österreich bleiben wollen
und hier arbeiten möchten, sollen
zeigen, dass sie gewillt sind, sich an-
zupassen.

Linke von SPÖ über Grüne bis hin
zu Organisationen wie Caritas
oder «SOS-Mitmensch» klagen
hingegen wegen der «Zwangsmass-
nahmen» bzw. des «Drucks», der
auf die Ausländer ausgeübt werde.
Caritas-Präsident Franz Küberl,
der personifizierte «Gutmensch»
schlechthin, meinte zum Vorhaben
der Regierung: «Das ist ein Modell
nach dem Rohrstaberlprinzip». Ihn
ärgert besonders das Ansinnen, die
vorgesehenen Deutschkurse für
arbeitslose Fremde mit dem Ar-
beitslosengeld zu koppeln (Kür-
zung bei Nichterlernen der deut-
schen Sprache), was er sachwidrig
findet.

Die Migrationssprecherin der Grü-
nen, Terezija Stoisits, sprach gar
von «Strafmassnahmen». Man sehe
deutlich, dass sich im Koalitionspa-
pier die FPÖ durchgesetzt habe,
lamentierte die Multikulti-Propa-
gandistin. Mit der Aufrechterhal-
tung des Quotensystems beim Zu-
gang zum Arbeitsmarkt – es wird
nämlich von Jahr zu Jahr neu fest-
gestellt, wie viele Zuwanderer
benötigt werden – werde ein euro-
paweit einzigartiges Integrations-
hindernis, so Stoisits, aufrecht er-
halten. SPÖ-Sicherheitsexperte
Rudolf Parnigoni nannte die Neu-
regelung ein «Desintegrations-
paket». Es würden darin nur Grün-
de aufgelistet, um die Abschiebung
von Fremden «möglichst einfach
zu machen». Die Idee einer plura-
listischen (also multikulturellen)
Gesellschaft werde hiermit unter-
wandert, so Parnigoni, der ferner
nicht verstehen kann, dass nach der
geplanten Neuregelung minderjäh-
rige Ausländer auch in Abschiebe-
haft genommen werden können.

Kontra-Leserbriefe kaum. Chefre-
daktion und Kommentatoren wur-
den nie müde, einseitige Pro-
UNO-Werbung zu machen – mit
allen Mitteln. Wo blieb da unsere
Verfassung, wo die breite Mei-
nungsbildung und damit wo der
Garant demokratischer Freiheit?
Zudem muss mit aller Härte ge-
fragt werden, wie in aller Welt sind
die TA-Redakteure – und die vie-
len anderen – demokratisch legiti-
miert zu derart einseitiger und ge-
fährlicher Information? Auch die
NZZ hielt nichts von BV § 16,
nichts vom freien Wort und der
breiten Meinungsbildung. Hunder-
te klagten über Rücksendungen
von Leserbriefen und viele Abon-
nenten sind total enttäuscht über
die «mageren Leserbrief-Seiten» in
der NZZ. Offenbar war auch in der
NZZ-Chefredaktion das Ziel, mit-
tels Manipulation der freien Mei-
nungsbildung für die UNO ein JA
herauszuschinden. Wahrlich eine
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Österreich

Verpflichtende Deutsch-
kurse geplant

Schande für eine angeblich «bür-
gerliche» Zeitung. Einseitig und
sogar skandalös waren auch die re-
daktionellen Beiträge und Kom-
mentare zu UNO; Neutralität war
bestenfalls das ausgemachte Ni-
veau in diesem Zürcher Blatt. Zu
tieferen Betrachtungen – die
durchaus nötig wären – reichte die
NZZ-Redaktion kaum die Hand.
Noch schlimmer sind an dieser
Stelle die Manipulationen der
Skandalblätter «Blick», «Sonntags-
Blick», «Sonntags-Zeitung» und
vieler anderer zu nennen. Einseiti-
ger wäre die UNO-Werbung gar
nicht möglich gewesen und kaum
hochnäsiger und dümmlicher die
Kommentare. Wie in aller Welt
wollen solche Blätter noch zulegen
an Abonnenten und Inserenten?
Es bleibt nur zu hoffen, dass die
Schweizer Steuerzahler diesen Ma-
nipulateuren und Landesverrätern
ihre Quittung präsentieren: Kein
Abo, kein Inserat, kein Kauf am
Kiosk und keine Erwähnung unter
den Freunden oder Bekannten.
Nur Verachtung gehört solchen
Medien!

Keine richtige (UNO-)
Diskussion!

Was Abstimmungskomitees gegen
einen UNO-Beitritt in der ganzen
Schweiz bestätigen, gilt leider auch
im Thurgau. Mit banalen und frag-
würdigen Slogans, ja Schlagworten
wurde für «das Mitentscheiden» in
einer UNO geworben, wo ohnehin
nur im Sicherheitsrat etwas ent-
schieden wird und damit «weit ent-
fernt» von unserem Lande. Die
Machtverhältnisse der Vetostaaten
wurde mit 11 praktizierten Vetos
banalisiert und geflissentlich ver-
schwiegen, dass Vorlagen, die ei-
nem der Mächtigen nicht passen,
schon gar nicht vorgelegt und bera-
ten werden und damit die Zahl 11
ohne jede Bedeutung ist. Schwei-
zer Demokraten und Hunderte
von Komitee-Mitgliedern bedau-
ern, dass dank zumeist geübter
Unterdrückung von fairem Pro
und Kontra (danke für die Ausnah-
men!) die UNO-Diskussionen in
«seichten Gewässern» verlaufen

sind. Die wenigsten haben erfah-
ren, dass wir bei einem JA sehr viel
internationales Recht und UNO-
Konventionen ohne wenn und
aber übernehmen müssen. Dazu
gehören einschneidende, kommu-
nistische und marxistische Le-
bensformen, z.B. die Kinder
gehören ab zwei Jahren in Kinder-
häuser und deren (gottlose) Erzie-
hung ist Sache des Staates. Tausen-
de von weiteren Negativ-Beispie-
len wären vorhanden. Echt
unverständlich aber ist für Viele,
dass ausgerechnet diese UNO-
Vorlagen von CVP-Familienpoliti-
kern propagiert werden.

«TG-Kommitee gegen eine völlig
undemokratische UNO»,

Postfach 656, 8501 Frauenfeld,
Schweizer Demokraten, SD Thur-

gau, Junge Schweizer Demokraten,
JSD Thurgau, und Hunderte von

Komitee-Mitgliedern

Bald auch auf den Teppich-Etagen
immer mehr Ausländer?

Die Schweizer Öffentlichkeit regt
sich zur Zeit über die übertriebe-
nen finanziellen Bezüge ihrer
obersten Wirtschaftsführer auf.
Diese verteidigen sich mit der Be-
hauptung, sie seien nur deshalb so
hoch bezahlt, weil der Kreis der
Personen, die für solche Posten ge-
eignet wären, eben beschränkt sei

und man sie deshalb nur mit diesen
hohen Entschädigungen bekom-
men könne. Ja, man müsse sie so-
gar aus dem Ausland anlocken, wo
andere Grössenordnungen der Be-
züge gelten würden. Die hohen
Entschädigungen widerspiegelten
eben die Gesetze des Marktes.
Selbstverständlich sind solche Er-

klärungen lächerlich. Jedermann,
der schon ein kleines Seminar über
Grundsätze der Führung besucht
hat, weiss, dass es zu den Aufgaben
eines guten Führers gehört, dafür
zu sorgen, dass in seiner Institution
durch Anordnung von Fortbildun-
gen, Beizug und Einweihung in die
eigene Arbeit von jüngeren Mit-
arbeitern rechtzeitig eine gute
Nachfolge gesichert ist. Die Aussa-
ge, das sei für solche Posten nicht
möglich, bedeutet die Behauptung,
die Schweizer seien ein Volk von
lauter unterdurchschnittlich intelli-
genten Leuten, ganz abgesehen
davon, dass die aus dem Ausland
zugezogenen Leute (Percy Barne-
vik, Göran Lindahl – ABB, «Jeff»
Katz, Tyler Brulé – Swissair! usw.)
auch nicht gerade durch besondere
Erfolge glänzen!
Die Realität ist in der Tat eine ganz

andere. Die angesprochenen Leu-
te, einschliesslich so genannte
Headhunter und Wirtschaftsbera-
ter, bilden eine geschlossene Ge-
sellschaft einander gut bekannter
Leute, in die kein Unbefugter ein-
dringen darf. Ihre Mitglieder sind
vor allem damit beschäftigt, ihre
Privilegien zu verteidigen, auch
wenn sie Versager sind, eine Art
neofeudalistisches System. Wollen
wir noch lange zuwarten, bis auch
unsere Chefetagen fast ausschliess-
lich nur von Ausländern bevölkert
sind, weil das Heranziehen jünge-
rer und tüchtiger Einheimischer
für verantwortungsvolle Aufgaben
vernachlässigt oder sogar hinter-
trieben wird? Beispiele gibt es
auch bei den Universitäten. In
Zürich lässt etwa der «Fall Grüss-
ner» grüssen!

Jean-Jacques Hegg, a. Nationalrat



Bern (sda) Der Bestand immatri-
kulierter Motorfahrzeuge hat in
der Schweiz 2001 gegenüber dem
Vorjahr um 2,7 Prozent zugenom-
men, wie das Bundesamt für Stati-
stik (BFS) mitteilt. Sie beträgt 4,7
Millionen, davon sind 3,6 Millio-
nen Personenwagen, 2,4 Prozent
mehr als im Vorjahr. Mit einem
Anteil von 77 Prozent oder 3,6 Mil-
lionen Fahrzeugen stellen die Per-
sonenwagen die grösste Gruppe.
Verglichen mit 1975 hat sich der
Personenbestand verdoppelt. Be-
zogen auf die Einwohnerzahl von
7,2 Millionen kommt damit auf
jede zweite Person ein Personen-
wagen.
Mit einem Anteil von 11 Prozent
stellen die 521’000 Motorräder die
zweitgrösste Fahrzeuggruppe. Ihre
Zahl nimmt seit 25 Jahren kontinu-
ierlich zu. Insbesondere der Boom
der Motorroller trägt dazu bei.Wa-
ren 1995 noch 48’000 Motorroller
immatrikuliert, so sind es 2001 be-
reits 184’000, rund viermal so viele.

Auch mehr Sattelschlepper

Warentransportfahrzeuge stellen
mit 285’000 Fahrzeugen oder ei-
nem Anteil von sechs Prozent die
drittgrösste Fahrzeuggruppe. Der
Grossteil von ihnen – 234’000 –
sind Lieferwagen. Ihre Zahl nahm
im Vergleich zum Vorjahr um 2,9
Prozent zu.
Rückläufig ist hingegen seit 1990

die Lastwagenzahl, die am Stichtag
der BFS-Erhebung, 30. September
2001, bei 42’600 lag. Die Zahl der
Sattelschlepper nahm hingegen zu,
von 5900 Fahrzeugen 1990 auf
rund 8500 in diesem Jahr.
Die Gruppe der Landwirtschafts-
fahrzeuge verzeichnete mit 0,8
Prozent die geringste Zunahme
gegenüber dem Vorjahr. Der Trend
geht hier zu schwereren Fahrzeu-
gen. Von knapp 180’000 landwirt-
schaftlichen Fahrzeugen haben
rund die Hälfte (49%) ein Gesamt-
gewicht von mehr als 2,5 Tonnen
(1990: 37%).

Um die Forschung mit sogenann-
ten Stammzellen ist eine unnötige
Aufregung entstanden. Menschli-
che Stammzellen sind durch keine
Embryonalentwicklung ausdiffe-
renzierte und gereifte Zellen, aus
welchen durch Weiterentwicklung
noch die verschiedensten Zelltypen
wie Blutkörperchen, Muskelzellen,
Leberzellen usf. entstehen können.
Sie können am leichtesten aus
frühreifen Embryonen gewonnen
werden, die dabei selbstverständ-
lich zu Grunde gehen, finden sich
jedoch auch noch, wenn auch in
verminderter Zahl, im ausgewach-
senen Organismus des Erwachse-
nenalters. Ihre Erforschung löst
Hoffnungen aus, Heilmittel für bis-
her noch unheilbare Krankheiten
gewinnen zu können. Deshalb ist
die derzeitige Forschung in star-
kem Masse an ihnen interessiert.
Die Gewinnung von Stammzellen
aus Embryonen ist in der Schweiz
gesetzlich verboten worden,
während sie in den meisten Län-
dern erlaubt ist. Nun hat sich unter
dem Gesichtspunkt des Embryo-
nenschutzes eine Polemik ent-
wickelt, ob es gesetzlich zulässig
sei, Stammzellen für die Forschung

aus dem Ausland zu importieren.
Strenggläubige Ethiker vertreten
die Auffassung, dies müsse eben-
falls verboten bleiben. Zwar wurde
einer Forschergruppe kürzlich die
Erlaubnis für einen solchen Import
erteilt, doch ist die Diskussion
noch nicht ausgestanden.
Ist es wirklich richtig, unter dem
Aspekt der Würde auch des noch
ungeborenen menschlichen Le-
bens derart strenge ethische Mass-
stäbe anzulegen? Zwar ist die Ten-
denz, das menschliche Leben auch
schon vor dessen Geburt zu schüt-
zen, anerkennenswert und grund-
sätzlich gut. Werfen wir jedoch
einen Blick auf die Praxis, wie wir
tatsächlich mit diesem Leben um-
gehen und wie viele Schwanger-
schaftsabbrüche mit zum Teil
dünnsten «lndikationen», das heisst
Begründungen, völlig legal durch-
geführt werden, kommen einem
doch einige Zweifel. Bedeutet der
übertriebene gesetzliche Schutz für
Embryonen, sie zur Gewinnung
von Stammzellen zu «verbrau-
chen», nicht pure Heuchelei? Ist
die Übertreibung nicht Ausdruck
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Unnötige Aufregung wegen
Stammzellenforschung

Immer mehr Motorfahrzeuge!

Waldameise – Tier des
Jahres 2002

Grosse Ehre für ein kleines Tier:
Pro Natura ernennt die Wald-
ameise zum «Tier des Jahres
2002». Die Krabbeltiere sind Vor-
bilder auf dem Weg zum neuen Na-
tionalpark in der Schweiz. Sie zei-
gen: Miteinander können Kleine
Grosses leisten.
Im Kinohit «Das grosse Krabbeln»
sind die sympathischen Zeichen-
trick-Ameisen in die Herzen der
Zuschauerinnen und Zuschauer

gekrabbelt. Das sollen diese Insek-
ten auch jetzt tun – als «Tier des
Jahres 2002» von Pro Natura. Zum
ersten Mal erhält dieses Jahr ein
Insekt diesen Titel. Bisher hat Pro
Natura jeweils Flaggschiffe des Na-
turschutzes zum «Tier des Jahres»
gemacht: Biber, Laubfrosch, Luchs
und Steinadler.
Die Wahl der Waldameise ist kein
Zufall. Denn die Botschaft, die von
diesen Tieren ausgeht, steht stell-
vertretend für die aktuelle Kam-
pagne von Pro Natura. Gemeinsam
können viele kleine Tiere etwas
Grosses schaffen. Genau dieses
Denken braucht es bei der Grün-
dung eines neuen Nationalparks in
der Schweiz. Daran arbeitet die
Naturschutzorganisation mit Hoch-
druck.

Wichtig für Ökosysteme 

Unter dem Begriff «Waldameise»
stecken eigentlich sieben Arten.
Sie sind unterschiedlich verbreitet
und stellen unterschiedliche An-
sprüche an ihre Lebensräume.
Gefährdet ist laut roter Liste nur

die Strunkameise (Formica trun-
corum). Trotzdem sind alle «Wald-
ameisen» in der Schweiz geschützt.
Weshalb? «Ameisen spielen im
Ökosystem Wald eine wichtige
Rolle, und die Nester sind potenzi-
ell gefährdet», erklärt Pro Natura
Artenschutzexperte Urs Tester.
Der Schutzstatus solle die Leute
dazu bewegen, auf die Bauten
Rücksicht zu nehmen. Die Wald-
ameisen haben aber auch natürli-

che Feinde und stehen unter ande-
rem auf dem Speisezettel verschie-
dener Spechtarten. Hohe Verluste
fordern Kämpfe mit anderen
Ameisen.

Ausgeklügelte Kommunikation

Waldameisen sind nicht einfach
lästige Krabbelviecher, die einem
das Picknick in freier Natur vergäl-
len.Wer sich mit ihnen befasst, ent-
deckt Erstaunliches. Besonders
ausgefeilt ist ihre Kommunikation.
Diese Insekten «sprechen» über
Duftstoffe miteinander. Mit spezi-
fischen Gerüchen markieren Wald-
ameisen ihre Verkehrswege und
ihre Nahrung oder alarmieren Art-
genossinnen. Die chemische Keule
der Königin unterdrückt gar die
Fortpflanzung ihrer Arbeiterinnen.
Ausserdem verleiht sie dem Stock
und dessen Volk eine ganz beson-
dere Duftnote. Wer nicht so riecht,
wird bekämpft. Informationen tau-
schen die Waldameisen auch über
Fühler- und Körperkontakt aus.

Pro Natura

Waldameise © Pro Natura, NHPA/Sutter
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des schlechten Gewissens im Wis-
sen, wie wir sonst mit dem ungebo-
renen Leben umgehen?
Wir haben nämlich zwei Paar Stie-
fel: auf der einen Seite in die Mut-
terkuchen normal eingebettete
Embryonen, die ohne menschli-
ches Zutun zu voll entwickelten
Menschen auswachsen; auf der an-
dern Seite Embryonen, die sich
ausserhalb des mütterlichen Kör-
pers befinden und aus welchen sich
ohne äusserst komplizierte und
delikate menschliche Eingriffe wie
Embryotransfer, die zudem oft
versagen, nie ein Mensch ent-
wickeln kann. Soll man deren
Schutzwürdigkeit wirklich auf die
gleiche ethische Stufe stellen und
sie gesetzlich gleich oder ähnlich
behandeln? Auch bei spontanen

Fehlgeburten treten ja Embryonen
ausserhalb des mütterlichen Kö-
pers auf! Sie gleichwertig zu schüt-
zen, würde ja bedeuten zu versu-
chen, sie in einen Uterus «zurück-
zutransferieren». Schon allein
dieses Beispiel zeigt, dass der Bo-
den eines vernünftigen Menschen-
schutzes damit verlassen ist. Auch
gesetzlich haben wir klar zu tren-
nen: ungeborenes menschliches
Leben, normal in die Plazenta ein-
gebettet und unter den üblichen
Umständen zu einem menschli-
chen Organismus sich entwickelnd,
und Embryonen ausserhalb des
mütterlichen Körpers, im Normal-
fall ohne jede Aussicht auf Über-
leben. Der gesetzliche Schutz kann
nicht für beide gleich sein!

Dr. med. Jean-Jacques Hegg,
a. Nationalrat, Dübendorf

Ärzte gegen
zweite Gotthardröhre!

Die Ärztinnen und Ärzte für Um-
weltschutz haben an ihrer Dele-
giertenversammlung vom 3. No-
vember 2001 in Thun den Ausbau-
plänen für den motorisierten
Verkehr eine Absage erteilt. Der
Grossbrand im Gotthardtunnel hat
deutlich aufgezeigt, wie wichtig es
– nicht nur aus Sicherheitsgründen

– ist, die Verlagerung des Güter-
verkehrs auf die Schiene zu reali-
sieren: Die Luftqualität ist regional
dank dem Wegfall des Schwerver-
kehrs deutlich besser geworden,
wie Messungen der kantonalen
Behörden in der Leventina und im
Urnerland nach der Sperrung des
Gotthardtunnels ergaben.

Zum Schutz der Gesundheit der
Bevölkerung muss der Alpen-
schutzartikel in der Verfassung
unverändert bestehen bleiben. Der
Entscheid der Verkehrskommissi-
on des Nationalrates für eine zwei-
te Röhre am Gotthard ist aus ärzt-
licher Sicht nicht zu verantworten.
Die mit einem zweiten Tunnel ver-
bundene Kapazitätserhöhung wür-
de zu einem massiven Verkehrs-
wachstum führen und die Gesund-
heit und Lebensqualität der
Bevölkerung entlang der Gott-
hardachse durch Zunahme von
Luftverschmutzung und Lärmbelas-
tung zusätzlich beeinträchtigen.
Für die Avanti-Initiative wurde die

Nein-Parole beschlossen.
Die verkehrsbedingte Luftver-
schmutzung verursacht allein in
der Schweiz pro Jahr 2100 vorzeiti-
ge Todesfälle, 12’100 Spitalpflege-
tage, 31’000 Fälle von akuter Bron-
chitis bei Kindern und 426 000 Ta-
ge mit Arbeitsunfähigkeit. Die
Kosten für diese verkehrsbeding-
ten gesundheitlichen Schäden be-
laufen sich jährlich auf rund 1,6
Milliarden Franken, die der Allge-
meinheit aufgebürdet werden. Wir
sind heute weit davon entfernt, die
Ziele der Luftreinhaltung zu er-
reichen.

Ärztinnen und Ärzte 
für Umweltschutz

Fortsetzung von Seite 3

EU: BSE-Konsumentenschutz
contra Tierschutz

Aufgrund einer anfangs 2001 in
Kraft gesetzten EU-Vorschrift darf
das Gehirn der Schlachttiere nicht
mehr zerstört werden – eine BSE-
Vorsichtsmassnahme. Dies hat zur
Folge, dass viele Rinder vor dem
Schlachten nicht mehr richtig
betäubt werden und den Schlacht-
vorgang, das Zerlegtwerden, be-
wusst erleben. Der zuständige
österreichische Minister erklärte
dazu, das sei zwar nicht tiergerecht,
aber zum Schutz der Konsumenten
notwendig. Auch die zuständige

EU-Kommission hält «Konsumen-
tenschutz» für wichtiger als Tier-
schutz.Was verschwiegen wird: Mit
qualifiziertem Schlachthausperso-
nal und modernen Schlachthaus-
einrichtungen zur Sicherstellung
des präzisen Ansetzens des Bol-
zenschussapparates wäre eine rich-
tige Betäubung trotz dieser EU-
Vorschrift möglich, aber darum
kümmert sich im bestialischen
Staatenbund EU niemand.

VgF-Nachrichten

Ohne Worte

Subventionen zur
Landschaftszerstörung

Die Schweizer Landschaft ist unter
Druck: Pro Sekunde werden 0,5 bis
1 Quadratmeter Land überbaut.
Und der Bund hilft mit seinen
Subventionen wacker mit. 9 von 10
Franken, die er gemäss Voran-
schlag 2001 in die Raumentwick-
lung pumpt, wirken sich laut einer
Studie der Stiftung für Land-
schaftsschutz (SL) landschaftsbela-
stend aus. Angesichts der zwischen
1970 und 1998 von 4 Milliarden auf
28 Milliarden Franken angestiege-
nen Subventionsausgaben sei dem

Bund damit eine gewisse Mittäter-
rolle bei der Zerstörung der Land-
schaft zuzuschreiben. Die massive
Ausräumung und Denaturierung
der Landschaft seit den 60er-Jah-
ren liessen den Schluss zu, dass der
Bund der gesetzlichen Sorgfalts-
pflicht gegenüber der Natur und
Landschaft ungenügend nachge-
kommen sei, sagte SL-Geschäfts-
leiter Raimund Rodewald an einer
kürzlich erfolgten Pressekonfe-
renz.

SL

Die UNO und die Gentechnik
Das Entwicklungsprogramm der
Uno (UNDP) weist in seinem im
Sommer 2001 publizierten Bericht
«Human Development Report
2001» neuen Technologien wie der
Gentechnik eine wichtige Rolle in
der Bekämpfung von Hunger und
Armut zu. Farmervereinigungen,
Umwelt- und Konsumentenschutz-
organisationen haben den Bericht
deswegen heftigst kritisiert.

Schon seit einigen Jahren werben
skrupellose – sonst nur auf ihren
eigenen Profit bedachte – Biotech-
Konzeme wie der US-Konzern
Monsanto für ihre Produkte mit
der Vorgabe, nur mittels genetisch
veränderter Lebensmittel sei eine
Lösung des Hungers auf der Welt
möglich. Die UNO greift nun diese
Argumentation auf, indem sie in
der Entwicklung von «genetisch
modifizierten Organismen» (GMO)
eine Antwort auf das Problem der
Unterernährung in Entwicklungs-
ländern erwartet.
Afrikanische Delegierte der Welt-
ernährungsorganisation FAO ha-
ben schon 1998 gegen dieses Argu-
ment Stellung bezogen: «Die
gentechnisch veränderten Saaten
zerstören die Vielfalt der landes-
üblichen Anbauprodukte, drängen
die örtlichen agrarfachlichen
Kenntnisse zurück und damit die
in Jahrhunderten gewachsene
Fähigkeit, uns selbst zu ernähren.» 

UNO fördert Abhängigkeit
Biotech-Konzerne besitzen für
veränderte Gene Patente. «Repro-
duziert» jemand ein verändertes
Gen, muss er bei dem betroffenen
Konzern eine Lizenz dafür erlan-
gen. Die Bauern dürfen aus ihrer
Ernte also keine Saat für das näch-
ste Jahr zurücklegen – wie es seit
Jahrhunderten ihr Recht ist –, ohne
für diese jeweils wieder zahlen zu
müssen. Wer genetisch verändertes
Saatgut bezieht, wird von den Gen-
tech-Konzernen abhängig. Damit
der Landwirt das Saatgut nicht ille-
gal beiseite schaffen kann, wurde
einigen gentechnisch veränderten
Getreidesorten ein «Terminator-
Gen» eingebaut. Dieses bewirkt,
dass das Saatgut steril wird und gar
nicht erst auskeimen kann. Ähnli-
che neu hinzugefügte Gene kop-
peln Gene mit überlebenswichti-
gen Eigenschaften an einen «Gen-
Schalter». Dieser Schalter wird erst
angeschaltet, wenn die Pflanze mit
bestimmten Chemikalien besprüht
wird. Die Chemikalien werden
natürlich von der gleichen Firma
hergestellt wie das Saatgut. Wenn
die UNDP gentechnisch veränder-
te Lebensmittel besonders armen
Ländern empfiehlt, so treibt sie ei-
nen Kolonialismus voran, bei dem
Landwirtschaften ganzer Länder
von kapitalistischen Grosskonzer-
nen bestimmt werden.
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Kahlschlag
Woher kommt es, dass die traditi-
onsreichen Wappen, die während
Jahrhunderten als Symbole geach-
tet und verehrt worden sind, heute
plötzlich nicht mehr genügen? Die
Städte Winterthur und Zug, sogar
das alte stolze Bern sind scheinbar
der Ansicht, die altgedienten Wap-
pen passten nicht mehr in unsere
Zeit. Desgleichen plant der Kan-

ton Waadt, seine vielsagende Wap-
pendevise «Liberté et Patrie»
durch den gesichtslosen Begriff
«Liberté et Solidarité» zu ersetzen.
Sind die symbolträchtigen Wappen
einfach Opfer einer Erneuerungs-
und Profilierungssucht geworden?
Oder gibt es andere, tiefer liegende
Gründe dafür?

Keine Massentötung von
Versuchstieren!

Schockierende Pläne der Europäi-
schen Kommission: Sie will über 10
Millionen Versuchstiere qualvollen
und unwissenschaftlichen Toxi-
zitätstests ausliefern und töten. Ei-
ne Koalition aus 12 europäischen
Tierschutzorganisationen, worun-
ter auch die Schweiz. Gesellschaft
für Tierschutz/ProTier, hat als Re-
aktion die Kampagne «Nicht ein-
nehmen – Gesundheitsschädlich!»
gestartet.
Es ist das erste Mal, dass in Europa
Tierversuche in derartigem Um-
fang durchgeführt werden sollen.
Das Vorhaben entlarvt die angebli-
chen Bemühungen der EU zur
Reduzierung von Tierversuchen
als Farce. Für die Affen, Hunde,
Kaninchen, Mäuse, Meerschwein-
chen, Vögel und Fische bedeuten
die Tests unbeschreibliches Leid
und den Tod. Die Chemikalien, die
jetzt auf ihre Giftigkeit hin über-
prüft werden sollen, sind bereits
vor 1981 in Gebrauch und finden
sich beispielsweise in Autos,
Plastik, Konservierungsmitteln,
Wasch- und Reinigungsmitteln,
Farben und Lacken, Schmier- und

Brennstoffen. Bei den Versuchen
werden die Substanzen den Tieren
gewaltsam verabreicht: via Zwangs-
fütterung, Zwangsinhalation oder
Injektion.
Dem können die Tierschützer der
Europäischen Koalition zur Been-
digung der Tierversuche und ihr
Schweizer Mitglied SGT/ProTier
nicht tatenlos zusehen. Sie protes-
tierten deshalb im Dezember «ge-
gen die schockierenden Pläne der
Europäischen Kommission, über
10 Millionen Versuchstiere in qual-
vollen und unwissenschaftlichen
Toxizitätstests einzusetzen und zu
töten.» 
In der Schweiz begründet Rita Du-
bois, Geschäftsführerin der SGT/
ProTier, das Mitmachen ihrer Tier-
schutzorganisation so: «Wir sind
entsetzt über die Vorschläge der
EU-Kommission. Anstatt die Mas-
senvergiftung von Versuchstieren
zu planen, sollte die Kommission
endlich die Verwendung der oft-
mals zuverlässigeren tierversuchs-
freien Testmethoden fördern.»

Aus: Pro Tier

B
Wappen sind Symbole, die an das
Herkommen erinnern. Man kann
sie als Brückenpfeiler über den
Fluss der Zeiten bezeichnen. Sie
verkörpern kulturelle Werte, Ge-
schichtsbewusstsein und vermit-
teln Gefühle von Zusammen-
gehörigkeit, von Dauer und Stabi-
lität. Gerade aber diese Symbole
sind den verborgenen Steuerleuten
des Zeitgeistes verhasst. Sie tun ihr
Bestes, um sie auszumerzen. Dar-

um darf es keinen Wilhelm Tell ge-
ben, darum muss auch ein Gereral
Guisan von seinem Denkmal geris-
sen werden. Aus dem gleichen
Grunde sollen die alten Stadt- und
Länderwappen verschwinden und
ausgemerzt werden.

(aus: Spectrum, Europäische
Schüler- und Studenteninitiative

Schweiz (JES), Postfach 6901,
8023 Zürich)

Alt

Neu

Hauptversammlung 2002 
der SD-Sektion St. Gallen

Der Saal des Restaurants Steig in
Rorschacherberg vermochte die
zahlreich anwesenden Mitglieder
und Sympathisanten kaum zu fas-
sen, ein erfreulicher Anblick für
unseren Vorstand. Dieser Freude
gab auch unser Präsident Paul
Buob bei der Begrüssung Aus-
druck. Er durfte zugleich den Jod-
lerklub Rorschach begrüssen, der
uns zwischendurch mit Ständchen
erfreuen würde.
Nach Erledigung der ersten Trak-
tanden gibt unser Präsident in sei-
nem Jahresbericht einige Stich-
worte wie Expo, Swissair und Zug
als Symptome der Unfähigkeit und
Unzulänglichkeit der heutigen
Oberen von deren Gigantismus
und Geldverschleuderung auf Kos-
ten des Volkes. Derweil wollen die
grünen und linken Heuchler die
überschüssigen Goldreserven in ei-
ne fragwürdige Solidaritätsstiftung
abfliessen lassen und die Leute, die
angeblich das Schweizerkreuz
hochhalten wollen, verkaufen un-
sere Errungenschaften an (meist
ausländische) Grossgebilde.
Unser Präsident nimmt auch die
einseitig informierende Medien-
landschaft aufs Korn. Die SD Sek-
tion St. Gallen wurden weder von
der Tageszeitung noch von den
Parteien glimpflich behandelt, als
sie das Referendum ergriffen ge-
gen zusätzliche teure Integrations-
programme der Stadt für Auslän-
der. Leider scheiterte das Refe-
rendum (1000 Unterschriften in 1
Monat) z.T. an zu wenig Sammel-
willigen, z.T. an Ängsten der Bür-
ger für eine solche Unterschrift.
Erfolg hatten wir dann mit der
kurz darauf gestarteten Initiative
«Üs schtinkts», mit welcher wir die
Kehrichtabfuhr 2 Mal pro Woche
für die ganze Stadt verlangten.
Zum Schluss erhofft Paul Buob
einen optimalen UNO-Abstim-
mungs-Ausgang und sieht dem
kaum weniger zähen Kampf gegen
die Lockerung des Schächtverbots
entgegen.

Roland Uhler, neuer Präsident

Auf anschauliche Weise erklärt uns

Kassier Hans Bösiger die Einnah-
men und Ausgaben bei Postcheck
und Sparbuch. Die Kasse hat sich
seit dem vorherigen Wahljahr wie-
der etwas erholt. Denn ein ganz
erfreuliches Kapitel sind die vielen
Spenden, die er ganz herzlich ver-
dankt. Er hofft auf die Mithilfe
aller, dass wir im nächsten Wahl-
jahr nicht nur eine volle Kasse,
sondern auch volle Kandidatenlis-
ten haben.
Die Wahlen brachten die vorgese-
hene Veränderung im Vorstand.
Unser Präsident wohnt seit kurzem
in Arbon (TG). Somit wurden un-
ser Vizepräsident Roland Uhler als
neuer Präsident, unser Beisitzer
Peter Schnyder als neuer Vize-
präsident, und Paul Buob neu als
Aktuar vorgeschlagen und mit Ap-
plaus gewählt. Auf unseren be-
währten Kassier Hans Bösiger dür-
fen wir weiterhin zählen, was eben-
falls mit Applaus vermerkt wurde.
Die Revisoren Elisabeth Bürkler
und Paul Küffer sind einstimmig
im Amt bestätigt worden.

Gegen das Schächten

Die Diskussion wird rege benutzt.
Nach dem Imbiss machte unser
Gastreferent Dr. Erwin Kessler auf
z.T. immer noch bestehende
schlimme Zustände in der Tierhal-
tung aufmerksam, sogar in Ställen,
die von aussen modern und sauber
aussehen. Dazu zeigte er eindrück-
liche Filmausschnitte. Die  nächs-
ten Filmausschnitte betrafen das
Schächten, welches trotz Verbot in
der Schweiz praktiziert wird. Wer
bisher den Informationen geglaubt
hat, beim Schächten handle es sich
um einen kurzen, scharfen Schnitt
mit baldiger Bewusstlosigkeit des
Tieres, wurde hier mit der brutalen
Wirklichkeit konfrontiert. Da wird
keiner der Anwesenden mehr der
Lockerung des Schächtverbots zu-
stimmen, hingegen wurden Rufe
laut, der Bundesrat müsste sich
dies unbedingt ansehen, bevor er
solches vorhat.
Zum Abschluss der HV konnte uns
der Jodlerklub Rorschach wieder
auf ruhigere Gedanken bringen.

Kanton St. Gallen
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Landessprachen durch das Englische bedroht
Die Schweiz soll ein neues Spra-
chengesetz erhalten, welches die
Bestimmungen der neuen Bundes-
verfassung, die durch ein solches
Gesetz berührt werden, konkreti-
siert Auch die Schweizer Demo-
kraten haben sich am diesbezügli-
chen Vernehmlassungsverfahren
beteiligt Hier sind die wichtigsten
Auszüge aus ihrer Vernehmlas-
sungsantwort:
Grundsätzlich befürworten die
Schweizer Demokraten den Erlass
eines Sprachengesetzes, das die Ar-
tikel 4 («Die Landessprachen sind
Deutsch, Französisch, Italienisch
und Rätoromanisch»), 69 (Absatz
3: «er – der Bund – nimmt bei der
Erfüllung seiner Aufgaben Rück-
sicht auf die … sprachliche Vielfalt
des Landes»), 70 (insbesondere
Absatz 2: «sie – die Kantone –
achten auf die herkömmliche
sprachliche Zusammensetzung der
Gebiete» = Territorialprinzip) und
teils 78 (Heimatschutz) der gelten-
den Bundesverfassung (nBV) auf
Gesetzesebene erläutern sollte.
Mit dem konkreten Inhalt des so
genannten Vorentwurfs einer PAS,
wie ihn das Eidgenössische Depar-
tement des Innern in die Vernehm-
lassung geschickt hat, sind wir
allerdings in grossen Teilen nicht
einverstanden. Er hat einen ganz
falschen Schwerpunkt, weil er da-
von ausgeht, dass sich unsere Lan-
dessprachen im Wesentlichen ge-
genseitig in ihrer Existenz bedro-
hen. Diese Annahme ist völlig
unrealistisch.
Alle unsere Landessprachen sind
in Tat und Wahrheit gemeinsam
durch das Englische bedroht.
Höchstens für das Rätoromanische
lässt sich noch eine gewisse be-
schränkte Bedrohung durch ande-
re Landessprachen (Deutsch und
Italienisch) annehmen. Besonders
das Italienische ist jedoch in der
Schweiz nicht wirklich bedroht,
schon wegen der vielen italienisch-
sprachigen Einwanderer. Im Tessin
wohnen z. B. weit weniger schwie-
rig einzuschulende Kinder, weil
dort zwar ebenfalls viele Einwan-
derer leben, aber die meisten mit
italienischer Muttersprache, ganz
im Unterschied zu den Verhältnis-
sen in der deutschen Schweiz mit
ihren vielen Fremdsprachigen. Im
Tessin leben zwar auch ziemlich
viele Übersiedler aus dem deut-
schen Sprachgebiet, die meisten
von ihnen sind jedoch älter und oh-
ne Kinder dort.
Schon der Titel eines solchen Ge-
setzes müsste demnach anders lau-
ten: statt «Gesetz über die Landes-
sprachen…» usw. «Gesetz zum
Schutze der Landessprachen».
Die «Verständigung zwischen den
Sprachgemeinschaften» kann da-
bei als hehres Ziel im Titel stehen
bleiben.
Obschon der aufmerksame Beob-
achter um nähere Begründungen
nicht verlegen ist, weshalb das

Englische unsere Landessprachen
insgesamt bedroht und deren
Schutz darum so dringend nötig ist,
zählen wir hier einige Punkte auf:
– eine einseitig nur auf wirtschaftli-
che Gesichtspunkte ausgerichtete
Schul-, Erziehungs- und Bildungs-
lobby vornehmlich aus dem Kan-
ton Zürich und der Innerschweiz
geht darauf aus, auf einer mög-
lichst tiefen Bildungsstufe bereits
mit einem Englischunterricht zu
beginnen und auch für einzelne an-
dere Unterrichtsfächer den Unter-
richt in englischer Sprache einzu-
führen;
– es werden immer mehr so ge-
nannte internationale Privatschu-
len mit englischer Unterrichts-
sprache und einem ungenügenden
Unterricht in der örtlichen Landes-
sprache gegründet, und diese un-
terrichten eine ständig ansteigende
Zahl von Schülern;
– die gleiche, oben genannte Lobby
fordert die englische Unterrichts-
sprache an den neugegründeten
Fachhochschulen; auch an den her-
kömmlichen Hochschulen nimmt
das Englische einen immer grösse-
ren Raum ein, und es werden im-
mer mehr Hochschullehrer beru-
fen, bei denen es zum Voraus aus-
gemacht ist, dass sie in englischer
Sprache unterrichten werden;
– nach Meldungen in den Medien
soll eine zweisprachige Maturität
englisch/Landessprache statt Lan-
dessprache/zweite Landessprache
eingeführt werden;
– rein schweizerische Zeitschriften,
besonders wissenschaftliche, brin-
gen zunehmend englischsprachige
Beiträge, oft ohne Übersetzung,
zumindest einer Zusammenfas-
sung in einer Landessprache;

– unser öffentlicher Raum wird zu-
nehmend vollgestopft mit englisch-
sprachigen (oder gemischt eng-
lisch-landessprachlichen) Werbe-
texten und Orientierungstafeln; an
dieser Tendenz beteiligen sich
nicht etwa nur multinationale, son-
dern zunehmend auch früher staat-
liche, in der Zwischenzeit privati-
sierte Unternehmen (z. B. Telegraf
und Telefon, heute in «Swisscom»
umbenannt mit besonders perfi-
dem Beispiel: Plakat mit dem Bild
eines Rekruten in Uniform und ei-
ner hübschen Angebeteten, die der
Rekrut auf Englisch anspricht);
– ins gleiche Kapital gehört die zu-
nehmende Zahl englischsprachiger
Anschriften, Inschriften, Beschrif-
tungen und Namen von Gaststät-
ten, Ladengeschäften, Firmen,
Handwerksbetrieben usw. im öf-
fentlichen Raum;
– Unternehmen zwingen ihre An-
gestellten zum Gebrauch von Eng-
lisch, auch wenn die Gesprächs-
partner alle die gleiche Landes-
sprache als Muttersprache haben;
– selbst Institutionen im staatli-
chen Bereich gehen ohne ersichtli-
chen Grund zu englischsprachigen
statt landessprachlichen offiziellen
Bezeichnungen über (z. B. «Swiss
Air Force Competition» statt Ar-
meemeisterschaften der Schweizer
Luftwaffe; «Swiss Post» auf dem
Leibchen der Schweizer Natio-
nal(!)mannschaft im Eishockey;
alles ist nur noch «Swiss»: «Swiss
Life», «Swiss Expo», «Swiss Fun»,
«Swiss Cup», «Swiss Pinot Noir»,
«Swiss Cheese Award» usw., alle
Beispiele sind aus dem Leben ge-
griffen!);
– unter dem Vorwand, den Touris-
mus zu fördern, wird die Schweizer

Geografie anglisiert: «Downtown
Switzerland» statt Zürich, «Watch
Valley» statt Jura, «Top of Switzer-
land» oder sogar «Top of the
World» usw.; dabei ist es sehr frag-
lich, ob Touristen auf ihren Reisen
wirklich den Kosmopolitismus su-
chen;
– der Anteil von Überseern mit
englischer Mutter-, Umgangs- oder
Verständigungssprache am Ein-
wandererstrom nimmt zu;
– die vielen Einwanderer erfahren
in einem ungenügenden Masse
Unterricht in der örtlichen Landes-
sprache, und der Druck auf sie, sie
zu lernen, schwindet ebenfalls;
– besonders die Jugend singt kaum
mehr Lieder in den Landesspra-
chen und hört sich fast nur noch
englischsprachige Gesänge an, wo-
bei hier auch eine von den USA
beherrschte, monopolähnliche in-
ternationale Musikvermarktungs-
szene mit «robustem» kommerziel-
len Einsatz ihre Rolle spielt;
– bedenklich ist auch das sprachli-
che Mischmasch aus Schweizer-
deutsch und «Schweizerenglisch»
(falsch ausgesprochenes und ange-
wendetes Englisch), das ein grosser
Teil unserer Jugend spricht;
– die alemannischen Mundarten
stehen syntaktisch dem Englischen
sogar noch näher als dem Hoch-
deutschen und insbesondere den
übrigen – romanischen! – Landes-
sprachen der Schweiz, so dass
Deutschschweizer Kinder Englisch
leichter lernen als eine andere
Landessprache;
– besonders in der deutschen
Schweiz werden von vielen Ein-
wanderern der örtlichen Landes-
sprache nur weit entfernt oder
überhaupt nicht verwandte Mut-
tersprachen (albanisch, türkisch,
serbokroatisch, tamilisch usf.) ge-
sprochen; sollte sich wirklich Eng-
lisch als Umgangssprache ausbrei-
ten, so werden diese sehr rasch
direkt zum Englischen wechseln,
statt zuerst einen für sie mühsamen
«Umweg» über eine Landesspra-
che (oder gar eine schweizerdeut-
sche Mundart) zu nehmen.

Nun gibt es Leute, die sagen: wäre
das denn ein so grosses Unglück,
wenn wir in der Schweiz zur Um-
gangssprache Englisch übergin-
gen? Wir könnten uns doch so un-
ter den herkömmlich verschiede-
nen Sprachgemeinschaften besser
verständigen und hätten auch wirt-
schaftliche Vorteile: es diente der
Exportindustrie, dem Tourismus
und auch der Wissenschaft und
über diese auch wieder der Volks-
wirtschaft! Bei einer solchen Ent-
wicklung wäre allerdings das über-
kommene Schweizer Sprach- und
Kulturgut auf verlorenem Posten.
Die einheimischen Sprachen und
Mundarten würden dem übergros-
sen Druck des Englischen kaum zu
widerstehen vermögen, und weil
die Sprache eine wichtige Rolle bei



Die Sprachenfrage und
Italienisch

Deutsch – und auch Italienisch –
könnten Weltsprachen sein, wenn
die neuere Geschichte anders ver-
laufen ware. Auch Spanisch war
einmal bedeutender, Griechisch im
Altertum was Englisch heute.
Als wir Zwölfjährigen beim Über-
tritt in die Aargauer Bezirksschule
befragt wurden, ob wir «tote» oder
«lebende» Sprachen lernen wollen,
war ein Einziger, der sich für Grie-
chisch entschied, einige wenige für
Latein. Ich «nahm» zum obligatori-
schen Französisch noch Englisch
und Italienisch.
Was bleibt vom sogenannten «büf-
feln»? Was man später selten oder
überhaupt nicht anwendet, ver-
kümmert. So in meinem Fall das
später hinzugekommene Spanisch.
Ein Lehrbuch trägt den Titel
«Weltsprache Spanisch». Heute ist
Englisch unerlässlich. Wer weiss
aber noch, dass im heutigen Nor-
damerika die deutsche Sprache
vorherrschte, in Milwaukee von 70,
Chicago 35, Cincinnati 33, in Phila-
delphia von 15, New York immer-

hin noch von 10 Prozent der Ein-
wanderer gesprochen. Ähnliches
gilt vom Italienischen in Argenti-
nien.
Unmerklich verschieben sich
Sprachgrenzen. Elsässer-Deutsch
überlebt einzig, weil viele Elsässer
tagsüber in Basel und Umgebung
arbeiten. «Mairie» oder «Ecole»
liest man einige hundert Meter
vom Schweizer Grenzstein. Sol-
ches könnten wir uns – zum Bei-
spiel im Tessin – nicht leisten. Dort
wäre gefährdete Italianità für den
grossen Nachbar Grund zum Ein-
greifen (und so ist auch im Walser-
dorf Bosco-Gurin die Unterrichts-
sprache Italienisch). Zumindest
wir Alemannen sind stolz auf unse-
re Sprachenvielfalt. Stolz, dass es in
Graubünden noch das «Bauern-
latein» gibt. Es ist – wie Italienisch,
Französisch, Spanisch, Portugie-
sisch ein abgewandeltes Volks-
latein. Und so bin ich – wenn ich
Italienisch oder auch Französisch
spreche – doch noch zum «Latei-
ner» geworden – auf Umwegen. Es
ist eine schöne Bereicherung, öff-
net Türen zur «lateinischen» Kul-
tur.
Heute ist Sparen angesagt. Im Aar-
gau – und anderswo – streicht man
Fächer aus dem Lehrplan. Englisch
verdrängt eine Landessprache.
Auch Französisch wird weniger ge-
pflegt. Umso mehr bewundere ich
Menschen, die – infolge Wohnorts-
wechsel oder in sprachlich ge-
mischter Ehe aufwachsend – zwei-
oder gar dreisprachig sind. Dies
eröffnet neue Horizonte beim
Sprechen, Schreiben, Bücherlesen
oder Telefonieren. Es wäre aber
ein Armutszeugnis, wenn Schwei-
zer miteinander in einer Drittspra-
che reden müssten.
Sprachunterricht in drei Landes-
sprachen muss erhalten bleiben.

Robert Berner, Rheinfelden

Nr. 3  März 2002 Schweizer Demokrat Seite 7

der Tradierung kultureller Werte
spielt, wäre auch das schweizeri-
sche Kulturerbe insgesamt in Zu-
kunft bedroht.
Schweizer Schriftsteller aus der
Ära vor dem Englischen würden
z.B. plötzlich als fremd empfunden
und von der jüngeren Generation,
die nur noch englisch spräche, gar
nicht mehr verstanden!
Auch dem im Vorentwurf bei allen
möglichen und unmöglichen Gele-
genheiten erwähnten Ziel einer
«Mehrsprachigkeit» wäre so übri-
gens ein Bärendienst erwiesen!
Die Förderung der englischen
Sprache steht in einem geradezu
diametralen Gegensatz zum Ziel
einer echten Mehrsprachigkeit, ist
es doch so, dass von Haus aus Eng-
lischsprachige erfahrungsgemäss
die allergrösste Mühe haben, auch
nur einen einzigen verständlichen
Satz in einer Fremdsprache zu
sprechen. Der Befund ist zum Teil
allerdings begreiflich: die ganze
Welt spricht sie nur auf Englisch
an!
Ein Staatswesen, das sich selbst
achtet; verteidigt, hegt und schützt
jedoch das Kulturgut, das auf sei-
nem Boden gewachsen ist; das gilt
auch für die einheimischen Spra-
chen. Es hat nicht nur die gesetz-
geberische Kompetenz, sondern
sogar die Pflicht, ihnen so ein Wei-
terleben in der Zukunft zu sichern.
Es ist sein Beitrag zur vielbeschwo-
renen, jedoch oft mit Füssen getre-
tenen kulturellen Vielfalt nicht nur
des Landes, sondern sogar der ge-
samten Menschheit! Kultur, hier
verstanden nicht im eingeschränk-
ten Sinne der Hochkultur, sondern
als Gesamtheit der menschlichen
Lebensäusserungen, die nicht ein-
seitig auf materiellen Gewinn und
Gelderwerb ausgerichtet sind. Oh-
ne das Vehikel der Sprache kommt
kaum je eine kulturelle Lebensäus-
serung zu Stande!
Wir betrachten das Forcieren der
englischen Sprache, wie es von ein-
flussreichen Leuten – nicht nur Po-
litikern! – in der Schweiz betrieben
wird, als bundesverfassungswidrig!

Die Erwähnung einer «Sprachen-
freiheit» in der neuen Bundesver-
fassung genügt und braucht keine
Wiederholung auf Gesetzesstufe;
denn sie dient ausschliesslich dem
Ziel, Fremdsprachigen einen ge-
wissen vernünftigen Freiraum
beim privaten Gebrauch ihrer
Muttersprache zu gewährleisten
und sie vor unbilligen Benachteili-
gungen zu schützen. Dazu reicht
die Erwähnung in der nBV aus. In
einem Gesetz zum Schutze der
Landessprachen ist dieser Absatz
jedoch ein Fremdkörper. (…) Zu-
dem ist der Begriff vage und sehr
dehnbar und droht – genau genom-
men und angesichts der Masse
fremdsprachiger Einwanderer ver-
schiedenster Muttersprache, die in
der Eidgenossenschaft wohnen –
die Behörden des Bundes zu über-
fordern.
In der deutschen Sprache ist es seit
jeher üblich, bei der kollektiven

Bezeichnung von Personengrup-
pen, die aus männlichen und weib-
lichen Personen bestehen, die
männliche Form anzuwenden;
auch im neuesten «Duden» als
massgeblich für die deutsche
Rechtschreibung wird diese Regel
nicht revidiert; die vor allem in
feministischen Kreisen eingeführ-
ten «geschlechtsneutralen» For-
men mit dem grossen I (und an-
dern Grossbuchstaben) im Innern
der Wörter werden vom «Duden»
nicht anerkannt; selbstverständlich
ist es möglich, durch eine gewisse
Sprachakrobatik solche Wortfor-
men mit Grossbuchstaben im In-
nern der Wörter zu vermeiden und
dennoch eine Formulierung zu fin-
den, die als «geschlechtsneutral»
gelten kann, was aber eine unnöti-
ge Einschränkung der Ausdrucks-
möglichkeiten der deutschen Spra-
che bedeutet, zu unübersichtli-
chen, schwerfälligen und
komplizierten Formulierungen
führt, ohnehin nie konsequent
durchgezogen werden kann und
nicht unterstützt werden sollte.
(…)
Das gleichzeitige Erlernen von
drei Landessprachen schon auf der
Grundschulstufe ist eine restlose
Überforderung der Schüler, zumal
wenn man bedenkt, dass die in der
Schweiz gesprochenen deutschen
Mundarten fast schon eine vierte
Sprache bedeuten und die Mutter-
sprache vieler Einwandererkinder
sogar eine fünfte! (…)
Wir sind der Ansicht, dass im Ge-
setz dringend erforderliche Dinge
fehlen, namentlich Massnahmen
zur Durchsetzung des Territorial-
prinzips und zur Eindämmung der
Flut fremdländischer, insbesonde-
re englischsprachiger Texte im öf-
fentlichen Raum, dazu Minimal-
vorschriften zur Verwendung der
ortsüblichen Landessprache.
Das Territorialprinzip hat der
Schweiz einen Jahrhunderte dau-
ernden Sprachfrieden beschert.
Wir sollten es nicht in fahrlässiger
Weise vernachlässigen.
Für die Beschränkung der Flut
fremdländischer Texte und Mini-
malvorschriften zur Verwendung
der ortsüblichen Landessprache im
öffentlichen Raum gibt es gesetz-
geberische Beispiele aus anderen
Ländern.
Wir stellen insbesondere die kon-
kreten Anträge, es seien im vorge-
schlagenen Gesetz ebenfalls fol-
gende Massnahmen vorzusehen:
1. solche, welche die Einhaltung
des in der nBV aufgeführten so ge-
nannten Territorialprinzips besser
gewährleisten;
2. solche, welche die Flut fremd-
sprachlicher und nicht landes-
sprachlicher, insbesondere engli-
scher Inschriften, Anschriften,
Werbesprüche und anderer Texte
im öffentlichen Raum eindämmen.
Wir fordern eine minimale gesetz-
liche Anschriftspflicht in der orts-
üblichen Landessprache in einem
vernünftigen Rahmen.

Dr. Jean-Jacques Hegg,
alt Nationalrat, Dübendorf

Steuererklärungen
(ganze Deutschweiz)
Formular ausgefüllt ab Fr. 95.–
AHV-Bezüger(innen) ab Fr. 65.–
Sie können uns Ihre Unterlagen
auch per Post zustellen.

Betriebsberatung + Treuhand
Friedrich Auf der Maur
Stationsstrasse 12, 8604 Hegnau
Tel. (01) 946 00 51, Fax (01) 946 00 52

Anzeige

Scho, aber…
Dass e Sprach mues läbig sy,
lüüchtet mir natürlech y.

Kene cha vo eim verlange,
a den alte Wörter z hange.
Niemer meh, wo Fürte seit,
ds Gloschli wird o schier nümm
treit.

Für alls Nöie git’s sofort
meischtens grad es passends
Wort.
Maile, boarde, surfe, faxe,
chöi hüt scho die Chlynschte
gaxe.

Sicher, dass es mit der Zyt
o geng nöji Wörter git.
We se d Chind ir Schuel scho
lehre
wott mi nid dergäge wehre.

Öppis stört mi chli derby:
Mängs Wort chönnt me 
doch la sy,
so, wi mir’s sit langem kenne,
ohni sech dervo ga z trenne.

Byspilswys für «Chind» heisst’s
jitz,
wo me list u lost churz «Kids».
Shopping, outfit, light und easy,
– ’s gäb no meh, wo da derby sy
–, Usdrück, wo mi einfach störe,
we se lise oder ghöre.

’s nähm mi Wunder, wi dihr’s
heit,
ob’s nech emänd ähnlech geit?

Marianne Chopard, Hinter-
kappelen, aus «Bantiger Post»

SD
Schweizer Demokraten
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Schweizer

Kanton Sektion Veranstaltung

Aargau Bezirk Aarau Stammtisch jeden 1. Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr
im Restaurant Dietiker in Suhr

Bezirke Baden / Brugg / Stammtisch jeden 1. Dienstag im Monat ab 20.00 Uhr
Zurzach im Restaurant Winkelried, Wettingen
Sektion Kulm Stammtisch jeden 1. Freitag im Monat ab 20.00 Uhr

im Restaurant Central, Reinach
Bezirkspartei Lenzburg Stammtisch jeden 1. Freitag im Monat ab 20.00 Uhr im 

Restaurant Lindenhof in Schafisheim

Baselland Sektion Jeden ersten Montag im Monat um 19.30 Uhr Stamm
Reinach und Umgebung im «Reinacherhof»

Basel Stadt Kantonalpartei Basel Stammtisch jeden 1. Montag im Monat ab 19.30 Uhr im
Restaurant Rheinfelderhof

Bern Stadt Bern Stammtisch jeden letzten Dienstag im Monat ab 20.00 Uhr
im Restaurant Bären, Bümplizstr. 150, Bümpliz-Bern.

Sektion Berner Oberland-Ost Höck jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20.00 Uhr im Hotel
und Berner Oberland-West Milan in Ringgenberg
Sektion Oberaargau/ Mittelland/ Stammtisch jeden dritten Montag im Monat ab 20.00 Uhr 
Emmental im Restaurant Fankhauser in Langenthal, Tel. 062 - 922 79 29
Sektion Schwarzenburg/Seftigen/ SD-Stamm immer am letzten Montag im Monat ab 20.00 Uhr
Laupen im Tea-Room Vreneli, Guggisberg
Sektion Thun/Konolfingen Stamm jeden letzten Freitag im Monat ab 20.00 Uhr im

Restaurant Romantic, Pestalozzistr. 95, Thun

Luzern Innerschweiz Höck jeden 1. Montag im Monat ab 19.30 Uhr im Hotel
Spatz, Obergrundstrasse 103, Luzern

›
St. Gallen Sektion St. Gallen Stamm-Abend jeden letzten Mittwoch im Monat ab 19.30 Uhr.

und Umgebung In einem Saal des Restaurants Dufour, St. Gallen.
Achtung: Nach den Sommerferien Stamm-Abende im
Restaurant Hirschen (Bus Nr. 1, eine Station nach Kantons-
spital, Haltestelle St. Fiden).

Sektion Wil und Umgebung Informationsabend jeden 2. Montag im Monat um 20.00 Uhr
im Restaurant Fass in Wil.

Zürich Sektion Dielsdorf Stammtisch jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20.00 Uhr im 
Restaurant Hardegg (beim Bahnhof), Regensdorf

Sektion Hinwil Monatsstamm jeden 1. Donnerstag im Monat ab 20.00 Uhr
im Restaurant Bahnhof, Bubikonerstr. 9, Dürnten

Sektion Limmattal Stammtisch jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 Uhr,
Restaurant Nassacker in Schlieren

Sektion Uster Stammtisch jeden zweiten Donnerstag im Monat 
ab 20.00 Uhr im Restaurant Hecht in Dübendorf

Sektion Winterthur Monatsstamm jeden 1. Donnerstag im Monat ab 20.00 Uhr im
Restaurant Hörnli, Winterthur-Töss

Veranstaltungskalender

SD Aargau mit neuer Führung

René Kunz neuer Präsident der
SD-Kantonalpartei Aargau

Der kantonale Parteitag der
Schweizer Demokraten SD des
Kantons Aargau stand ganz im
Zeichen von Neuwahlen, denn die
bisherige Kantonalparteipräsiden-
tin Lidwina Wiederkehr-Müller,
Gemeinderätin, Rekingen, hat
nach acht Jahren den Rücktritt als
Präsidentin erklärt. Sie wird aller-
dings die übrigen Ämter innerhalb der SD weiterhin bekleiden, insbe-

sondere die Mitgliedschaft in der
Geschäftsleitung der SD Schweiz.
Die scheidende Präsidentin hat auf
eindrückliche Art und Weise für
die jahrelange Unterstützung bei
der Ausübung ihres Amtes und den
Schweizer Demokraten zum
Kampf für den Erhalt unserer Hei-
mat gedankt.
Beim Traktandum Wahlen haben
sich die Versammlungsteilnehmer
dem Antrag des SD-Kantonalvor-
standes angeschlossen und René
Kunz, Reinach, einstimmig zum
neuen Präsidenten der SD-Kanto-
nalsektion Aargau gewählt. Als
Vizepräsident wurde ebenfalls ein-
stimmig Urs Müller, a. Grossrat,
Schöftland, in seinem Amt be-
stätigt. In seiner Dankesrede hat
Kunz sein politisches Schwer-
punktprogramm nach dem Motto
«D’Schwiizer zerscht» vorgestellt
und gleichzeitig alle Versamm-
lungsteilnehmer aufgerufen, sich
noch entschiedener für das politi-
sche Vorhaben der Schweizer De-
mokraten einzusetzen und die poli-
tischen Zielsetzungen der SD ohne
Wenn und Aber in die Tat umzuset-
zen. Die SD-Parteileitung werde
alles unternehmen, dass die bishe-
rige Oppositionspolitik konse-
quent fortgeführt und sogar ver-
stärkt wird, denn ein «politischer
Einheitsbrei und eine Parteien-
Päcklimacherei» sei nicht im Sinne
der Bürgerinnen und Bürger und
unserer direkten Demokratie. Set-
zen Sie sich auch weiterhin für die
Meinungsfreiheit ein und sagen Sie
offen «ich bin froh, ein Schweizer
zu sein – ich bin froh, ein Schweizer
Demokrat zu sein»!

SD-Medienmitteilung
vom 23. Februar 2002

Kanton Aargau

Korrigendum
Im «Schweizer Demokrat» vom
November 2000 hat Willy Schmid-
hauser in einem Artikel, der mit
Werner Bätscher unterzeichnet
war, dem Journalisten Jürg Frisch-
knecht nachgesagt, er habe «der
Stasi als CH-Informant gedient».
Dafür gibt es keinerlei Hinweise
oder Belege. Die Redaktion des
«Schweizer Demokraten» ent-
schuldigt sich bei Jürg Frisch-
knecht für die Unterstellung.

Lidwina Wiederkehr, René Kunz



Wie begegnet Ihre Partei der Sans-
Papiers-Bewegung?
Die Schweizer Demokraten (SD)
lassen sich von den illegalen Aktio-
nen der «Sans Papier-Bewegung»
nicht beeindrucken. Kirchenbeset-
zungen sind nicht zu tolerieren.
Keinesfalls dürfen die Behörden
den Erpressungen der Illegalen
nachgeben. Eine Generalamnestie
der hier illegal Anwesenden leh-
nen die SD entschieden ab. Im Ge-
genteil: Die SD fordern die konse-
quente Rückschaffung der hier il-
legal anwesenden Ausländer.
Allenfalls Härtefälle können ge-
prüft werden.

Wo und wie sollen in Bern Lehre-
rinnen und Lehrer ausgebildet wer-
den?
Die SD wollen keine Experimente
bei der Lehrerinnen- und Lehrer-
ausbildung. Vor allem sollten die
neueinzuführenden Praktika so-
wohl organisatorisch und betreue-
risch konkretisiert wie auch finan-
ziell verkraftbar sein. Es ist weniger
auf eine europäische Kompatibi-
lität, sondern mehr auf eine sehr
gute, breite Ausbildung zu achten,
die besser als jene anderer europäi-
scher Staaten ist. Durchaus positiv
äussern sich die SD hingegen zu
den Änderungen des Volksschulge-
setzes (VSG). Insbesondere die
Umwandlung des Berner Lehrmit-
telverlags in eine öffentliche
Rechtspersönlichkeit wird begrüs-
st. Den freiwilligen Schulsport wol-
len die SD noch stärker fördern.

Was darf Olympia 2010 den Kan-
ton Bern kosten?
Die SD knüpfen die Ausschüttung
von Steuergeldern an «Bern 2010»
an gewisse Bedingungen. So sollen
noch weitere Standorte zur Austra-
gung von olympischen Wettkämp-
fen im Kanton Bern geprüft wer-
den. Konkret fordern die SD, dass
Langnau im Emmental und nicht
Montreux Austragungsort für das
Frauen-Eishockeyturnier sein soll.
Eishockey ist in Langnau äusserst
beliebt und die Emmentaler sind
fachkundig und begeisterungs-

fähig. Nur wenn diese Bedingung
erfüllt wird, sind die SD bereit,
weitere Gelder in das Olympiapro-
jekt 2010 zu stecken.

Ist der Rechtsextremismus im Kan-
ton Bern ein Problem? Wenn ja:
Inwiefern ist die Politik dafür
verantwortlich?
Die SD lehnen jede Art von Ge-
walt und politischem Extremismus
ab – komme dieser von rechts oder
von links. Leider müssen die SD
aber feststellen, dass die Debatte
über den Rechtsextremismus dazu
missbraucht wird, um gesetzes- und
heimattreue Kräfte wie die Schwei-
zer Demokraten in die Nähe von
Gewalttätern zu stellen. Auch soll
damit die Diskussion über Zuwan-
derung und Ausländergewalt tabui-
siert werdern. Die SD werden sich
auch in Zukunft nicht scheuen,
multikulturelle Probleme beim Na-
men zu nennen und zu bekämpfen.
Die Behörden sollen gewaltbereite
Linksextremisten mit der gleichen
Härte bestrafen wie Rechtsextre-
misten. Auch die Medien werden
aufgefordert, den Linksextremis-
mus nicht zu beschönigen.

Kann der Kanton Bern sparen und
gleichzeitig ein attraktiver Arbeitge-
ber bleiben?
Mit der Abschwächung der Kon-
junktur in der Schweiz hat sich die-
se Debatte wieder etwas gelegt.
Die Löhne und Sozialleistungen
des Kantons Bern können sich
durchaus wieder mit der Konkur-
renz aus der Privatwirtschaft mes-
sen. Zudem steht der Kanton Bern
im Vergleich mit Stadtangestellten
von Bern oder Biel sogar recht gut
da. Die SD sind aber der Meinung,
dass der Kanton Bern nicht weiter
auf dem Buckel der kantonalen
Arbeitnehmer sparen soll.

Was fehlt dem Kanton Bern an In-
frastruktur? Oder anders gefragt:
Ist der Kanton Bern fertig gebaut?
Die SD unterscheiden zwischen
nötigen und wünschbaren Staats-
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Zum Abschied von Lidwina
Wiederkehr-Müller als Kantonal-

präsidentin der SD Aargau
Du warst ehrgeizig, geduldig und
gründlich obendrein,
Du warst ein Halt in unserer Partei,
Du hast geschlichtet, wenn die
Gemüter waren zu heiss,
Du hast uns dann beruhigt, jeder-
mann weiss.

Die Pflicht das war übrigens Dein
Leben,
und treulich hast Du immer gewagt
und gewägt.
So erfüllte sich Dein ganzes Stre-
ben,
das den Lohn schon in sich selber
trägt.

Doch das Leben geht für Dich
trotzdem noch weiter

und neue Pflichten warten jetzt auf
Dich.
Geh aber nicht nur die glatten Stras-
sen,
gehe Wege, die noch niemand ging,
damit Du Spuren und nicht nur
Staub hinterlässt.

Versuche nun anderen vermehrt
Zeit zu schenken
und Du wirst dann eines sehen,
egal wie oft Du es versuchst, es wird
immer gehen.
Verschenke Zeit an die Menschen,
die sie brauchen,
und sie werden es Dir danken, auf
jeden Fall.

René Kunz, Kantonal-
parteipräsident SD Aargau

Bernhard Hess,
Nationalrat
Setzen Sie ihn
handschriftlich
auf die amtliche
Regierungsrats
liste!

Nationalrat Bernhard Hess, geb.
1966, ist ein unabhängiger, mutiger
und erfahrener Politiker. Zwischen
1994 und 1998 amtete Hess als äus-
serst aktiver Stadtrat. So wurde er
1998 glanzvoll in den Grossen Rat
gewählt. Im Kantonsparlament
spielte der Heimweh-Emmentaler
und SC Langnau-Fan augenblick-
lich «Powerplay». Mit Vorstössen
zur Internierung von kriminellen
und renitenten Asylbewerbern und
insbesondere mit seiner Motion für
eigene Schulklassen für deutsch-
sprachige Kinder entfachte er in-
ner- und ausserhalb des Parla-
ments teilweise hitzige Diskussio-
nen. Im Nationalrat gibt es dank
einer SD-Motion von Bernhard
Hess wieder neue Hoffnung für ein
Armeemuseum in Thun.
Bernhard Hess: Nein zur EU,
Absage an Gewalt,
für Friede durch Sicherheit,
für faire Steuern
Der Bümplizer SD-Zentralse-
kretär Bernhard Hess sieht sich
gerne als «Robin Hood» der an-
ständigen und fleissigen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer,
die teilweise in den stark über-
fremdeten Quartieren sicherlich
nicht auf der Sonnenseite der Ge-
sellschaft leben. Er kann durchaus
als Sozialpatriot bezeichnet wer-

den, der entschieden die Arroganz
der volksfremden «Classe poli-
tique» ablehnt. Daneben hat er
auch ein Herz für Tiere und für ei-
ne intakte Natur.
Die SD präsentieren somit mit Na-
tionalrat Bernhard Hess einen zu-
verlässigen und entschiedenen
Gegner eines EU-Beitritts, der sich
konsequent für Sicherheit, Recht
und Ordnung einsetzt und den
Asylrechtsmissbrauch ablehnt.

Bernhard Hess: Kämpfer für
Demokratie und Freiheit – tier-
liebend

So nicht, gnädige Herren!

SVP und FDP geben jeweils vor
den Wahlen an, den Asylmiss-
brauch einzudämmen. Nach den
Wahlen ist jeweils alles vergessen.
Viel schlimmer: Eine Mehrheit aus
SVP-FDP stimmte beispielsweise
am 1. Februar 2000 gegen die In-
ternierung krimineller Asylbewer-
ber in Sammelunterkünften. Dies
nur, weil der Vorstoss von den
Schweizer Demokraten (SD) kam. Fortsetzung Seite 10

Kanton Bern

Vorsicht – SVP-Falle!

Zu denken aber gibt insbesondere
ein Vorfall, der sich ebenfalls am 1.
Februar 2000 zutrug. Adrian Am-
stutz (SVP), Jürg Schürch (FDP)
und Bernhard Hess (SD) hatten ge-
meinsam in einem Postulat gefor-
dert, dass straffällige Asylbewerber
aus dem Kosovo in Flüchtlingslager
in Albanien und Mazedonien (dem
notabene gefährdungsfreien Nach-
bargebiet) ausgeschafft werden
sollten. Einige SVPler und zahlrei-
che FDPler stimmten gegen die ei-
genen Parteifreunde Amstutz und
Schürch. So lehnte der Grosse Rat

das SVP/FDP/SD-Postulat mit 72
zu 71 (!) Stimmen ab.
Fazit: Nur mit einer starken Frakti-
on der Schweizer Demokraten
(SD) ändern sich auch die Miss-
stände im Asylbereich.

Ein heimatbewusster Berner
in den Regierungsrat

Als einziger
Bisheriger tritt
SD-Grossrat
Hans-Peter
Riesen zur
Wiederwahl an.

Zehn Fragen an die Schweizer
Demokraten (SD)



Von Resignation gab es keine
Spur,
im Gegenteil: Die Diskussion dreh-
te sich – soweit bei laufendem Ra-
dio und Fernseher eine solche
möglich war – bald nur noch dar-
um, mit welchen Mitteln nun der
Kampf gegen Überfremdung,
Übervölkerung usw. weiterzu-
führen sei. Wir werden uns diesbe-
züglich einiges einfallen lassen
müssen, denn der Verlust unserer
Vertretung im Stadtparlament be-

raubt uns nicht nur einer wichtigen
Informationsquelle, sondern auch
des Instruments, um bei Bedarf un-
sere Anliegen schnell und wahr-
nehmbar an die Öffentlichkeit zu
bringen. Nun werden die Medien,
die uns schon bisher wo immer
möglich ausgelassen haben, mit der
(nicht einmal mehr so falschen)
Begründung, wir seien nur eine
Splitterpartei, erst recht alles un-
terdrücken, was von den Schweizer
Demokraten kommt. Bezüglich
des weiteren Vorgehens werden
wir nach einer wohlverdienten Ver-
schnaufpause von einigen Wochen
alle Aktivistinnen und Aktivisten
zu einem Treffen zusammenrufen,
um Ideen zu sammeln und erste
Schritte in die Wege zu leiten.
Als im Laufe des Abends bekannt
wurde, dass nicht nur die Sektion
Winterthur – wenn auch einstwei-
len mit einem noch bescheideneren
Wähleranteil – mit Ursula Fröhlich
ins Rathaus einziehen wird, son-
dern auch in Dübendorf mit Jean-
Jacques Hegg und in Uster mit
Werner Kessler je ein SD-Sitz er-
reicht wurde, verwandelte sich der
Wahlhöck zusehends in ein Fest.
Währenddessen herrschte im Saal
nebenan, bei der lokalen SVP, wel-

che die Wahlen gewonnen hatte, ei-
ne Stimmung, als hätte diese ihren
letzten Sitz eingebüsst. Immer wie-
der skandierten die jungen Leute
«Uster, Uster, Uster,Winterthur…»
und sangen «Im Null-
Sächsi bringed mer de
Patrick (Blöchlinger)
wider ie!» oder an die
Adresse der Halb-
wegs-Patrioten neben-
an, die kürzlich ihren
Hauptsponsor einge-
büsst haben und bald
auch kürzer werden treten müssen,
auch: «Ab morn, da händs kei Dope
meh vom Frey…». Als dann eine
Delegation aus Winterthur – mit
der neugewählten Gemeinderätin –
erschien, wurde diese mit noch
grösserem Jubel begrüsst.An dieser
Stelle sei den Wirtsleuten und dem
Personal des «Falken» gedankt,
welche den zeitweise recht hohen
Lärmpegel nicht nur tolerierten,
sondern an der Runde junger
Schweizer(innen), die sogar nach
einer bitteren Schlappe wieder zu
feiern wussten, offensichtlich eher
ihren Plausch hatten.

Selbstverständlich werden wir un-
sere politische Arbeit wie gewohnt
weiterführen. Es gilt das Motto:

Jetzt erscht rächt!

Denn entgegen dem verbreiteten
Irrglauben vieler Bürger(innen),
Papa B. werde es dann schon rich-
ten, würde niemand mehr ernsthaft
gegen die Entschweizerung und
Exotisierung Zürichs kämpfen,
wenn wir nun das Handtuch wür-
fen. Wir werden also schon sehr
bald die Vorbereitung der Kan-
tonsratswahlen 2003 an die Hand
nehmen, weiterhin um die Gültig-
keit unserer Initiative «D’Schwii-
zer zerscht!» kämpfen – eine erste
Prozessrunde haben wir gewon-
nen! – und bereit sein, wenn nötig
auch weitere Initiativen oder Refe-
renden zu ergreifen.
Den drei am 3. März 2002 in den
Landstädten gewählten SD-Ge-
meinderäten gratulieren wir herz-
lich und denken schon heute an
den Tag, an dem sie Gegenrecht
halten können…

Schweizer Demokraten (SD)
der Stadt Zürich

SD-Wahlerfolg auch
in Dietikon
Mit 437 Stimmen
wurde Markus
Alder (SD) in
Dietikon ins
Stadtparlament
gewählt.
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ausgaben. So ist für die SD die Er-
haltung der bisherigen Infrastruk-
tur prioritär. Es ist eine Illusion,
dass sich der Kanton Bern im
nächsten Jahrzehnt aufgrund der
prekären Staatsfinanzen grosse
Projekte leisten kann.

Ist der Kanton Bern ein schweizeri-
scher Sonderfall?

Die Schweiz besteht aus lauter
«Sonderfällen». Den etablierten
Parteien machen die SD aber den
Vorwurf, die immer noch anhalten-
de Finanzmisere teilweise während
den fetten Jahren selber verursacht
zu haben. So wurde viel zu lange
über den Verhältnissen gelebt.
Auch im Asylbereich wird im FDP-
Polizeidepartement – im Vergleich
z. B. zu Inner- und Ostschweizer-
kantonen – viel zu wenig konse-
quent ausgeschafft und viel zu lar-

ge gegen ausländische Straftäter
vorgegangen. Kollektivaufnah-
men, wie diejenige von über 11’000
abgelehnten Asylbewerbern inner-
halb der letzten vier Jahre, lehnen
die SD entschieden ab.

Soll immer die SVP den Finanz-
direktor stellen?
In der Tat hatte in den vergange-
nen Jahren die SVP bei der Beset-
zung des Finanzdirektoriums nicht
immer eine glückliche Hand.

Welche Region kommt im Kanton
Bern zu kurz?
Sämtliche Randregionen sollten
weiter gefördert werden.

Welches sind die drei Hauptthemen
Ihrer Partei im Wahlkampf?
– Stoppt die Entschweizerung des

Kantons Bern
– Für bessere Schulen für unsere

Kinder
– Für Sicherheit, Recht und Ord-

nung

Zehn Fragen an die SD
Fortsetzung von Seite 9

Gemeindewahlen im Kanton Zürich

Sitzgewinne in Winterthur, Uster und Dübendorf,
«Taucher» in Zürich

csz. Nach den erfreulichen Resulta-
ten, welche die Schweizer Demo-
kraten gegen Ende 2001 überall
verzeichnen konnten, hat die zwei-
te und wichtigste Runde der Zür-
cher Kommunalwahlen – u.a. mit
den Städten Zürich und Win-
terthur – leider eine herbe Enttäu-
schung gebracht. In der

Kantonshauptstadt Zürich

hatten wir 1998 mit 3,4% der Stim-
men noch knapp einen Sitz errun-
gen, und diesmal traten wir mit dem
Ziel an, den Stimmenanteil deutlich
zu steigern und von den damals
verlorenen Mandaten das eine oder
andere zurückzuholen. Dabei war
uns zwar bewusst, dass dies wegen
der Zersplitterung Zürichs in nicht
weniger als zwölf zum Teil sehr
kleine Wahlkreise ein schwieriges
Unterfangen sein würde. Wir konn-
ten aber nach dem Sitzgewinn von
Markus Alder in Dietikon und ei-
nem engagiert und effizient geführ-
ten Wahlkampf doch damit rech-
nen, mindestens unsere bisherige
Position halten zu können. Doch
am Wahlabend war die Ernüchte-
rung gross. Gerade mal zwei Pro-
zent (!) der Stimmenden hatten
sich für die Liste der Schweizer De-
mokraten entschieden. Da half
auch die zum Teil recht beachtliche
Zahl von Panaschierstimmen nicht
mehr weiter. Unser Gemeinderat
Patrick Blöchlinger, der erst vor ei-
nem Jahr als jüngstes Ratsmitglied
ins Parlament nachgerückt war,
muss seinen Sitz schon wieder räu-
men, und wir werden in den näch-
sten vier Jahren das harte Brot der
ausserparlamentarischen Oppositi-
on essen müssen, wie das schon
1978–1982 der Fall war.
Im Wiediker «Falken» traf sich
trotz des unerfreulichen Wahlaus-
gangs eine grosse Schar von akti-
ven Mitgliedern und Wahlkämp-
fer(inne)n, die meisten davon junge
Leute, die einen grossen Teil unse-
rer Stand- und ähnlichen Aktionen
durchgeführt hatten und dafür ei-
nen grossen Dank verdienen.

Ursula Fröhlich, Jean-Jacques Hegg,
Werner Kessler

Patrick
Blöchlinger

Kanton Zürich

Nein des Kantons Aargau zum UNO-Beitritt der Schweiz

Das Aargauervolk hat gesiegt –
Die SD Aargau sind hoch erfreut

Die Schweizer Demokraten (SD) des Kantons Aargau sind mit dem Aar-
gauer UNO-Abstimmungsresultat hoch zufrieden. Mit einem Neinanteil
von 51.1 Prozent hat der Aargauer Souverän die UNO-Vorlage der «clas-
se politique» bachab geschickt. Das Aargauer Nein zum UNO-Beitritt ist
nach Auffassung der SD Aargau ein Sieg des Aargauer Volkes, welches
sich von der schönfärberischen Stimmungsmache der Befürworter nicht
haben beeinflussen lassen. Die SD und SVP waren die einzigen politi-
schen Parteien, welche sich an vorderster Front für eine neutrale und un-
abhängige Schweiz und gegen eine UNO-Unterwerfung unseres Landes
stark gemacht haben.

Schweizer Demokraten (SD), Kantonalsektion Aargau, René Kunz



Jahre an der Diplom-Mittelschule 
(DMS 4). Die von ihm vorgelebte
Toleranz und den Willen zur guten
Tat, spürten nicht nur seine vielen
Schüler, sondern auch seine eige-
nen Familienangehörigen. 1965
heiratete er im Tessin seine Sonia
Signorelli. Mit der Geburt des Soh-
nes Roberto im Jahre 1967 ent-
stand eine richtige Familie. 1991
zogen die Wolperts in das Eltern-
haus von Paul an der Schlossgasse.

Als gläubiger Mensch wusste Paul,
dass wir alle auch zur Natur Sorge
tragen müssen. Es erstaunt deshalb
nicht, dass er sich während vieler
Jahre als Mitglied – zum Teil sehr
aktiv – in verschiedenen Organisa-
tionen betätigte, so u.a. bei Pro Na-
tura, der Schweizerischen Gesell-
schaft für Umweltschutz, der Pro
Bahn und auch den Schweizer De-
mokraten, um auf diesem Wege mit
Gleichgesinnten, den Anliegen der
Umwelt und der Heimat Unter-
stützung zukommen zu lassen.

Mit grossem Elan engagierte sich
Paul – gleichzeitig mit seiner Pen-
sionierung – bei den Schweizer De-
mokraten. Eine jede Aufgabe wel-
che die Parteiarbeit erforderte, er-
füllte er vorbildlich. Paul verteilte
tausende von Flugblättern, sam-
melte Unterschriften an Standak-
tionen und anderswo, kandidierte
mehrfach auf kommunaler und
kantonaler Ebene auf der SD-Lis-
te, wobei er immer ein Spitzen-re-
sultat unter den Kandidierenden
erzielte. Paul trat bei Wahlen
primär an, um der Partei einen
Dienst zu erweisen. Auch wenn es
ihm nie vergönnt war, in ein Parla-
ment einzuziehen, verlor er nie den
Mut… im Gegenteil!

Auch bei redaktionellen Arbeiten
für Wahlprospekte oder die «SD-
aktuell»-Info-Zeitung der Kanto-
nalpartei wirkte er intensiv mit, da
ihm diese Aufgabe nicht nur sehr
leicht fiel, sondern vielmehr noch
grossen Spass machte. Auch an
Parteiversammlungen und Vor-
standssitzungen äusserte sich Paul
immerzu in gewohnt überlegter
und sachlicher Art. Wichtig war
ihm stets die konsequente Umset-
zung der SD-Programmziele, wo-
bei er speziell auf die Durchset-
zung von oekologischen/sozialen
Zielen, sowie von Recht und Ord-
nung, grossen Wert legte. Lieber
Paul, wir danken Dir für Deinen
unermüdlichen Einsatz.
Andern helfen, zwischen Ge-
gensätzen vermitteln, Gutes tun –
ohne dabei selbst im Mittelpunkt
zu stehen, dies waren Stärken, wel-
che den Menschen Paul Wolpert so
sympathisch und zugleich integer
machten.
Paul genoss es, in der Zeit nach der
Pensionierung, auch wenn ihm nur
deren bescheidene vier Jahre ver-
blieben, etwas kürzer treten zu
können. Längere Reisen, vorab mit
den öffentlichen Verkehrsmitteln
und meist in Begleitung seiner
Freunde und Angehörigen, erfreu-
ten ihn sehr.
Als Pfarrer Franz Kuhn auf dem
Gottesacker seine tröstenden Ab-
schiedsworte sprach, brauste – gut
hör- und sichtbar – ein Regional-
zug der Deutschen Bahn vorbei, als
ob dieser eine Botschaft aussenden
wollte: «Kein Stillstand… das Le-
ben geht weiter!» Alle die Paul
Wolpert kannten, werden ihn in
guter Erinnerung behalten.

Markus Borner,
Kantonalpräsident SD-BS

Schwachsinnige 
Kehrichtsackgebühr…

Einst, als wir drohten im Verkehr,
im Abgas, im Abwasser und im Ab-
fall zu ersticken, haben unheimlich
intelligente Linke und Grüne zum
Angriff geblasen. Anstatt endlich
die Einwanderung zu bremsen, ka-
men sie auf die Idee, die Menge des
Abfalls zu reduzieren. Sie haben
die hirnlosen und mit der Einwan-
derung Geschäfte machende Bür-
gerliche dazu überredet, dass jeder
Kehrichtsack einen bestimmten
Frankenbeirag kostet, damit er
vom Gemeinwesen entsorgt wird.
So wurden Papier- und Abfallkör-
be in der Öffentlichkeit schnell
missbraucht. Superschlaue depo-
nierten darin ihren persönlichen
Abfall und konnten so die Keh-
richtsackgebühren einsparen…
Logisch, dass Linke und Grüne
wieder ihre Superhirne in Betrieb
nahmen und bald einmal wurden
in Ortschaften und Städten viele
Abfalllcübel demontiert. Andere
bekamen einen Deckel mit einem
kleinen Loch darin, sodass nur
noch kleine Gegenstände in den
Kübel geworfen werden konn-
ten… Nun begann das furchtbare
Elend! Viele Menschen müssen
seit jenen Tagen den Anderen nur
noch ihren Dreck aufwischen und
aufheben. Warum aber das? Ganz
einfach, vor allem die Jungen
schmeissen nun alles auf den Bo-
den: Papier, Nastücher, Zigaretten,
Essensresten, Behältnisse für Trin-
ken und Speisen, kurz und gut, al-
les wird vor Ort und ohne Um-

schweife auf den Boden geschmis-
sen. Unsere einst so gefeierte, sau-
bere Schweiz gleicht einem Dreck-
haufen. Natürlich kommt diese
Entwicklung auch der Mentalität
vieler Zuwanderer mehr als entge-
gen. Aber der wirklich dicke Hund
kommt erst noch: Es müssen jetzt
vollamtlich Mitbürger Tag für Tag
den anderen Mitbürgern den
Dreck zusanimenputzen. Ist das
nicht entwürdigend? Dazu kom-
men in den meisten Ortschaften
und Städten Reinigungs- und
Saugmaschinen, die mit Fahrer und
«Zuwischer» jeden morgen Plätze,
Strassen und ganze Quartiere säu-
bern müssen; von der Umweltbe-
lastung und der unwürdigen Arbeit
soll an dieser Stelle schon gar nicht
die Rede sein. Was aber geschieht
mit den tausenden von Kaugum-
mis und dem vielen Unrat, dem
diese Machinen und ihre braven
Männer nie ganz zuleibe rücken
können? Wäre es nicht viel klüger,
keine Abfallsackgebühr einzu-
führen; möglichst Abfallkörbe und
Zigarettenkübel in voller Dichte
zu belassen? Wäre es nicht besser,
die Einwanderung endlich zu dros-
seln, anstatt Schwarzentsorgung
und andere negative, denkwürdige
Entwicklungen hinnehmen zu
müssen? Ist denn die ehrliche und
gradlinige Politik schon lange tot
und warum darf nicht wahr sein,
was längst bewiesen wurde?

Willy Schmidhauser,
Präsident SD Thurgau
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Kanton Basel-Stadt

Kanton Thurgau

Zum Gedenken

† Paul Wolpert-Signorelli, Riehen
«Weitsicht, Tole-
ranz und eid-
genössisches Den-
ken zeichneten
sein Handeln
aus.» So lautet ei-
ne sicherlich tref-
fende Aussage in
der Todesanzeige
für Dr. phil. Paul Wolpert. Alle die
ihn gekannt haben, schätzten seine
positive Ausstrahlung und seinen
Lebensmut. Paul Wolpert war
nicht nur ein vielseitiger, sondern
auch ein interessierter Mitbürger,
der gut beobachten und zuhören
konnte. Wahrlich – in den nächsten
Jahren hätte er noch einige Projek-
te umgesetzt. Alles kam jedoch
überraschend anders: Einer schwe-
ren, heimtückischen Krankheit

konnte Paul Wolpert nicht mehr
genügend Widerstandskraft entge-
gensetzen. Am 20. Februar ver-
starb er – gefasst und vorbereitet –
im 67. Altersjahr im Kreise seiner
nächsten Familienangehörigen.
Paul Wolpert verbrachte seine er-
sten Lebens- und Schuljahre sehr
behütet und glücklich bei seinen
Eltern auf dem Basler Bruderholz.
Später besuchte er die Kantonale
Handelsschule, in der er sich die
Grundlagen für die Maturität erar-
beitete. Eine Dissertation und die
Verleihung des Doktortitels in Ge-
schichte und Sprachen krönten sei-
ne Studien an der Universität. Mit
Ueberzeugung übte er hierauf bis
zu seiner frühzeitigen Pensionie-
rung im 63. Altersjahr den Lehrer-
beruf aus. Paul Wolpert wirkte 30

Die linke Ernte…
Wer kann sich erinnern? 1968 – die
grossen Demonstrationen, die un-
glaublichen Exzesse der Linken
und Linksextremen, die Vollver-
sammlungen in Städten und Uni-
versitäten? Und anschliessend
«der Marsch durch die Institutio-
nen»! Heute sind über 30 Jahre
vergangen. Die links-gesteuerten
Schul- und Uni-Abgänger sind
längst im Arbeitsprozess. Man wird
oft ein wenig nachdenklich, wenn
auf Bahnhöfen und Strassen Typen
im Anzug entgegenkommen, die
ihre langen Haare in einem Zöpf-
chen gebunden haben. Andere 68-
er haben längst zu normaler, un-
auffälliger Kluft und Haartracht
gewechselt. Doch im Herzen sind
sie 68er geblieben. Viele sitzen
heute als Redaktoren bei Zeitun-
gen, Heften, Firmenblättern und
Illustrierten. Da wirken sie dann –
völlig ohne irgendeine demokra-
tische Legimitation – und machen
ungeniert und leider völlig unde-
mokratisch Propaganda für Vor-
lagen, die in ihr linkes Konzept

passen. Der UNO-Beitritt der
Schweiz war ein interessantes Bei-
spiel: Da wurde alles aufgeboten,
um einseitige UNO-Werbung an
den Mann zu bringen. Bis zu Kofi
Annan und natürlich viele andere,
UNO-positive Leute bekamen das
Wort. Gegner wurden total ver-
schwiegen. Pro und Kontra gehört
nach diesen Herrschaften offenbar
kaum in unser demokratisches
Konzept.
Als es dann Reklamationen und
Leserbriefe gegen die UNO hagel-
te, wurden die meisten entsorgt
und den Rest publizier-ten die fei-
nen Demokraten im Pro-Kontra-
Verhältnis 1:1; obwohl dies der Le-
serschaft einen völlig falschen Ein-
druck vermittelte…
Doch wie gesagt, wichtig ist diesen
Predogern nicht die demokratische
Ordnung, sondern «ihre Klasse»
und die muss gewinnen, um jeden
Preis! Da kann unserem Lande nur
noch gratuliert werden…

Willy Schmidhauser
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Als Leser des ersten Berichtes und
Zeitzeuge mit Aktivdienst von
1939 bis 19457 erlaube ich mir eini-
ge Zusatzinformationen anzubrin-
gen. Enttäuscht bin ich vor allem
über die Zusammensetzung der
Kommission mit zum Teil ausländi-
schen und Nachkriegsgenerations-
mitgliedern und vom Bundesrat,
welcher es für nötig befunden hat,
als einziges Land die Kriegszeit
aufarbeiten zu lassen. Alles läuft
schliesslich darauf hinaus, mit den
mit Akribie ausgesuchten Einzel-
beispielen gemachte Fehler aufzu-
listen. Es handelt sich vorwiegend
um jüdische Emigranten, obschon
diese nur ein Zehntel der 300’000
aufgenommenen Flüchtlinge aus-
machten, man ist verstimmt, weil
versucht wird, einen Antisemitis-
mus zu konstruieren, welcher in
diesem Masse gar nicht vorhanden
war!
Im Abschlussbericht lässt uns Herr
Bergier durch das jüngste Mitglied,
eine amerikanische Wirtschaftshis-
torikerin, verkünden, die Schweiz
hätte nicht besser und nicht
schlechter als andere Länder abge-
schnitten! Das ist eine Heuchelei,
weil das Ausland gar nicht vergli-
chen wurde! Ich gestatte mir dies
an verschiedenen Beispielen nach-
zuholen. Vorwiegend handelt es
sich um Flüchtlinge, Gold und die
Neutralität! Schon vor dem Kriegs-
ausbruch verfolgten die Nazis die
Juden, wobei beim Anschluss
Österreichs 1938 die jüdische Be-
völkerung enteignet und vertrie-
ben wurde! Tausend meist mittel-
lose Juden flüchteten in die
Schweiz wo sie bei Glaubensgenos-
sen Aufnahme fanden. Die Schwei-
zer Juden sprachen jedoch nicht
über das «Boot ist voll», aber be-
kundeten finanzielle Schwierigkei-
ten, um noch mehr aufnehmen zu
können. An der Konferenz in Evi-
an zeigte sich kein Land bereit,
verfolgte Juden aufzunehmen.
Trotzdem die Schweiz am meisten
Flüchtlinge aufgenommen hat, be-

hauptete Altbundesrat Koller mit
einer Selbstanklae, wir hätten
30’000 Juden in den sicheren Tod
geschickt! Zu dieser Zeit entschied
der damalige Bundesrat, bei der
Nahrungsknappheit und der Unge-
wissheit, wie lange der Krieg noch
dauern könnte, sei eine ungebrem-
ste Einwanderung unverantwort-
lich! Immerhin ist bekannt, dass
die USA einem Flüchtlingsschiff
die Landung verweigerten und
Vichy-Frankreich Juden in Güter-
wagen nach Auschwitz verfrachte-
te. Dass Juden in Konzentrations-
lagern liquidiert wurden, hat das
Schweizervolk erst am Ende des
Krieges erfahren.
Goldvorräte der Schweiz haben
die USA blockiert, so war die ein-
gekreiste Schweiz gezwungen, mit
Nazi-Deutschland Handel zu trei-
ben und sich für die Exporte mit
Gold bezahlen zu lassen, damit
man Nahrungsmittel und Rohstof-
fe einkaufen konnte. Die abstruse
Behauptung, im Nazigold seien
den Juden entwendete Goldkro-
nen und Füllungen in Form von
Goldbarren in die Schweiz gelangt,
ist schon deshalb unglaubwürdig,
weil Zahngold aus Legierungen
besteht, die in Goldscheideanstal-
ten verfeinert werden. Legaler
Weise konnte sich eine Sieger-
macht die Goldbestände eines
Landes aneignen. Erstmal nach
einem Krieg tauchte das Wort
Raubgold auf, damit konnte man
die Länder, welche Nazigold als
Zahlung entgegen nahmen, zur
Mitverantwortung verknurren.
Die Behauptung, die Neutralität
sei mehrfach verletzt worden, ist
insofern zu relativieren, als
während des Krieges kein Völker-
recht zur Anwendung gelangt. Ei-
nem von Diktaturen eingekessel-
ten und bedrohten Land bleibt
überhaupt nichts anderes übrig als
mit einer gewissen Willfähigkeit al-
les zu vermeiden, um nicht in einen
Krieg hineingezogen zu werden. So
mussten Kriegsmateriallieferungen

Rassistische Schweizer Gemeinden?
Wie eine Berner Zeitung am 5. Fe-
bruar 2002 berichtete, sei die Zahl
der rassistischen Vorfälle im letz-
ten Jahr mit 117 Vorfällen «auf
hohem Niveau» stabil geblieben.
Entnommen wurde dies aus der
jüngsten Chronologie im Autrag
der Stiftung gegen Rassismus und
Antisemitismus sowie der Gesell-
schaft für Minderheiten in der
Schweiz. Für die Zusammenstel-
lung zeichnet der Journalist Hans
Stutz verantwortlich. Gemäss des-
sen Aussage dominierten Einbür-
gerungsverweigerungen gegenü-
ber dem Jahr 2000, Tendenz stei-
gend. Man lese und staune!
Laut dem selbsternannten Rassis-
musexperten Stutz gelten also auf
demokratischer Basis abgelehnte
Einbürgerungsgesuche als rassisti-
sche Vorfälle.
Herr Stutz mag zugegenermassen
ein Zahlenexperte sein, immerhin
konnte er über hundert zählen.
Aber von direkter Demokratie
scheint der gute Mann keine grosse
Ahnung zu haben und zeigt auch
kein Verständnis für Volksent-

scheide über Einbürgerungsgesu-
che. Jede Gemeinde, die Einbürge-
rungsgesuche ablehnt, gilt also
gemäss seiner Aussage als rassis-
tisch. Dazu gehört übrigens auch
die Stadt Bern. Im Jahr 2001 wurde
hier nämlich 1 Gesuch (!) abge-
lehnt, übrigens auf ausdrückliche
Empfehlung der Einbürgerungs-
kommisssion.
Endlich ist jemand da, der uns
Schweizern den blitzblanken Spie-
gel der Tugend entgegnhält und
uns auf die echten Missstände in
unserer biederen Seele mit erhobe-
nem Zeigefinger aufmerksam
macht. Streuen wir demütig Asche
auf unser sündiges Haut auf.
Tröstlich: Weiter wird im Artikel
erwähnt, dass die rechtsextremen
Aufmärsche und Zusammenkünfte
auf elf zurückgegangen sind. Im
Vorjahr waren es noch 26.
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger, wir befinden uns offenischtlich
auf dem guten Weg zur gewünsch-
ten mitsprachelosen Besserung.

Dieter Beyeler, SD-Stadtrat Bern

In dieser Rubrik werden die per-
sönlichen Meinungen unserer Le-
ser wiedergegeben. Diese decken
sich nicht notwendigerweise mit
derjenigen der Redaktion.

Kritik am Bergier-Bericht

Offener Brief an den Bernischen Regierungsrat,
Münstergasse 2, 3011 Bern

Schächtverbot,
Ablehnung Motion Kunz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gemäss BZ vom 27. Februar 2002
lehnen Sie die Motion von Gross-
rat Kunz, beim Bundesrat gegen
die Aufhebung des Schächtverbots
Stellung zu beziehen, ab!
Dies ist natürlich Ihr Recht! Aber
ist Ihnen ein antiquiertes Ritual,
für das es keinen vernünftigen
Grund gibt, tatsächlich wichtiger
als der Schutz unserer Tiere?
Ich bin jedenfalls von Ihnen tief
enttäuscht! Hat es unter Ihnen we-
der Tierhalter noch Tierfreunde?
Haben Sie nicht bemerkt, dass sich
sowohl die Zeit wie auch das Be-
wusstsein der Bevölkerung den
Tieren gegenüber geändert hat?
Zudem gibt es heute Betäubungs-
mittel! Oder würden Sie sich einen
Weisheitszahn ohne Spritze ziehen
lassen? 
Leider existieren auch in der
Schweiz noch tierquälerische Me-
thoden. Nun aber unter dem Deck-
mantel der Religionsfreiheit das
Ganze noch auszuweiten, ist uner-

träglich!
Religiöse Bräuche, meistens von
Fundamentalisten «erfunden», ha-
ben weltweit schon zu viel Unheil
über Menschen und Tiere ge-
bracht. (Auch das Beschneiden der
Frauen ist ein religiöses Ritual!)
Religionsfreiheit bedeutet auch
Rücksichtnahme und Verantwor-
tung. Tierquälerei widerspricht un-
serer Religion und unseren morali-
schen Grundsätzen. Wenn eine bei
uns wohnende Minderheit aus ritu-
ellen Gründen nur Fleisch von aus-
gebluteten, nicht betäubten Tieren
essen will, (jedes Tier wird übri-
gens  ausgeblutet!) muss sie halt
auf andere Lebensmittel auswei-
chen oder die Freiheit der Wohn-
sitzfrage für sich in Anspruch neh-
men! 
Diese Meinung würde wahrschein-
lich heute auch Jesus vertreten!

Hoffentlich ändern Sie Ihre An-
sichten noch! 

Hans Ryf, Hinterkappelen

erfolgen, damit z.B. Kohlelieferun-
gen zustande kamen, oder hätten
wir bei den damaligen harten Win-
tern frieren sollen? Im übrigen lie-
ferten die USA vor dem späteren
Kriegseintritt den Nazis jede Men-
ge Kriegsmaterial! Ohne von den
Nazis umschlossen zu sein, konnte
die Hitlerarmee durch das neutrale

Schweden nach Norwegen gelan-
gen! Wer die Schweiz auf dasselbe
Niveau wie die genannten Staaten
herabsetzt, muss mit Blindheit ge-
schlagen sein. Dass dafür 22 Millio-
nen Franken aufgewendet wurden,
ist schlechthin unverantwortlich.

Guido R. Fischer, Aarau



Voilà le grand mensonge dont se
gargarise la plupart des médias
étrangers dont j’ai fait le tour ce
lundi matin 4 mars. Puisque la cam-
pagne des anti onusiens s’était fo-
calisée à tort, sur la seule grande
perte que la Suisse subirait en cas
d’adhésion, c’est à dire sa neutra-
lité (déjà bien amochée il faut le re-
connaître), cela aurait-il incité les
journalistes étrangers à se baser sur
cet oreiller de paresse pour ne pas
devoir aborder les autres raisons
bien plus percutantes. La première
étant la vassalisation d’un petit
pays sous les auspices du grand
frère USA, et surtout le risque de
perdre notre liberté de contrôle de
l’Etat par des initiatives et des
référendums.
Bien sûr, cela n’affectera pas direc-
tement le citoyen moyen, mais le

Démocrate Suisse
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La Suisse entre à l’ONU et perd sa neutralité
sentiment diffus de l’obligation de
se plier désormais à certains ukases
onusiens fortement influencés par
l’OTAN, engendrera une révolte
silencieuse sapant les bases de not-
re suissitude. Il ne servira à rien
d’envoyer notre demande d’adhé-
sion au sein de l’ONU à Kofi An-
nan en soulignant notre revendica-
tion principale de sauvegarde de
notre neutralité, si en dessous des
mots, nous acceptons déjà le passa-
ge d’avions étrangers au-dessus du
territoire national, ou l’application
de mesures de rétorsion économi-
ques vis-à-vis de pays voyous selon
le grand chef Bush.. le premier en
ligne étant l’Irak, les autres vien-
nent ensuite étant probablement la
Palestine et l’Afghanistan ou
l’Ouzbékistan..
Lors des interviews qui suivirent

Le Pilori
Et si l’on parlait de sexe?

Que le Vatican retire à un prêtre
avéré pédophile, toutes ses fonc-
tions et prérogatives religieuses,
c’est logique, naturel et nécessaire.
Mais qu’un prêtre qui avoue être
homosexuel subisse les mêmes in-
terdictions, est un outrage à la créa-
tion. On naît homosexuel ou non. Il
me semble alors que si ce troisième
sexe à l’instar des hétérosexuels du
sacerdoce, reste chaste et suit les
engagements de l’église, il n’y a pas
de quoi prendre des sanctions. Ou
alors, il s’agit, dans le cas présent,
de l’interdiction qui est encore fai-
te aux femmes d’exercer cette
«profession». Dans ce cas, appe-
lons un chat, un chat.

Les USA se distinguent

A Painesville près de Cleveland,
un malfaiteur de petite vertu s’est
permis d’insulter un policier qui
l’appréhendait de «sale porc». L’in-
sulte ne méritait pas la prison, mais
en tout cas une sanction exemplai-
re. Déféré devant la cour de justice
pour insulte aux forces de l’ordre,
Mr. Thompson a été puni par

l’arrêté suivant: «Deux heures de
cohabitation dans la bauge de
dame cochonne.» Rira bien qui rira
le dernier, mon pote.

Salomon revisité

Un cas de divorce vient d’être tran-
ché par le Tribunal Fédéral qui res-
semble furieusement au Jugement
de Salomon. Un citoyen suisse
épouse une Brésilienne. Trois ans
plus tard, celle donne naissance à
un enfant qui n’est pas de son mari.
(Tant pis pour lui, il aurait dû
mieux choisir sa moitié) Bref, fu-
rieux et deçu, ça se comprend, il
prend une maîtresse et lui fait un
enfant. Pour clarifier la situation, il
demande le divorce immédiat, ce
qu’un tribunal administratif lui ac-
corde au vu des circonstances. Re-
cours de dame brésilienne au TF
qui annule le jugement du canton
sous prétexte que la situation ne
remplit pas les conditions insup-
portables du délai de quatre ans
imparti par la loi si l’une des par-
ties refuse le divorce.

Colorado City ou Kaboul City?

Les USA veulent donner des
leçons de bonne conduite au mon-
de entier, et Bush parle du Bien et
du Mal en connaissance de cause
dirait-on. Voire? Ce prophète à la
langue bien pendue se fiche éper-
dument de ce qui se passe dans sa
propre maison. Les lois laxistes
d’Utah et d’Arizona ne permettent
pas aux autorités de vérifier si les
enfants son instruits ou non, ni

l’annonce surprenante d’un tout
petit oui de 57%, contre les non à
45% et douze cantons contre onze,
les suppositions allèrent bon train
concernant le parti agrarien UDC
qui aurait de facto sa pool position
en pleine progression sapée et le
caquet de son président Christo-
phe Blocher, fermé. Ces commen-
tateurs et autres perroquets utiles,
oublient que parmi les citoyens qui
ont voté non, il y avait des repré-
sentants de tous les partis de la
droite à la gauche, et que l’ASIN,
l’association pour une Suisse indé-
pendante et neutre, Christophe
Blocher en tète, n’allait pas baisser
les bras. Elle deviendra au contrai-
re plus attentive aux promesses qui
devront être tenues, quitte à lancer
d’autres initiatives ou référendums
puisque cette faculté nous est ga-

rantie, et plus agressive si quicon-
que se permet d’égratigner encore
davantage nos prérogatives.
Concernant l’initiative des syndi-
cats pour une semaine de 36 heu-
res, rejetée massivement par le
peuple et les cantons, là aussi, les
commentaires s’abstiennent de
parler des motivations principales
qui ont favorisé ce résultat. Non
seulement, nous n’avons pratique-
ment pas de chômeurs, nous avons
plus de 50’000 frontaliers qui ent-
rent chaque jour pour venir travail-
ler chez nous, mais les médias nous
montrent presque chaque jour les
perturbations et le chaos que pro-
duisent les 35 heures en France
voisine, et les vagues en Italie qui
sont les précurseurs de plus graves
dysfonctionnements.

Mary Meissner, Genève

d’évaluer les qualités de leurs en-
seignants. Les autorités des deux
Etats ne mettent pas davantage
leur nez dans les affaires d’inceste,
de viols d’épouses mineures à pei-
ne pubères, ou de mariages polyga-
mes illégaux puisque défendus
depuis quelques années dans ce
fief de mormons et aux Etats Unis
depuis sa constitution.
Le plus choquant est que dans cet-
te petite ville en particulier, les vi-
sages des femmes sont vides et el-
les doivent toutes porter de larges
robes à fleurs identiques, les che-
veux relevés en chignon sur la tête
ou en coques tressées. Une jeune
fille qui a pu échapper à ce milieu
avoue que son père a eu 13 femmes
et 65 enfants, et sa mère avait 16
ans lorsqu’il l’a épousée. Lui en
avait déja 58. J’en passe et des
meilleures, mais ce typique village
voisin de Salt Lake City ne sera pas
montré aux visiteurs et aux
médaillés je parie!

Balles explosives

Il y a eu une grande discussion au
sein de l’armée pour savoir s’il
était opportun d’utiliser les balles
explosives et ceci à la suite des
événements de septembre passe,
incluant la suite des événements en
Afghanistan.
En Suisse, il n’y a pas lieu d’em-
ployer de telles munitions contre
les hommes – ce qui ne veut pas di-
re qu’on n’en fabrique plus – puis-
que les animaux étant considérés
comme du gibier à abattre, les
chasseurs pourront les employer.
Pensez donc, plus besoin de courrir
aprés ces «sales bêtes» qui ne veu-
lent pas crever, les balles en explo-

sant à l’intérieur de leurs pauvres
petits corps, finiront le boulot…

Coût réel des clandestins

Puisqu’en tout cas à Genève, les
écoles enfantines et primaires doi-
vent accepter sans discussion les
enfants des clandestins, des gens au
noir, des sans papier, etc., on sup-
pose qu’il y a au moins 2500 élèves
issus de ces milieux ne payant pas
d’impôts, qui nous coûtent Fr.
14’057.– par année et par gosse.
Nos autorités «oublient» sciem-
ment de nous parler de ce que nous
coûte l’intégration, à part natu-
rellement l’acceptation docile des
us et couturnes de l’autre, même si
cela nous dérange.

Petit renseignement passé sous
silence
La grosse artillerie qui veut nous
persuader d’entrer à l’ONU (si ce
petit entrefilet arrive après les vo-
tations, il faudra l’accorder aux cir-
constances), nous ne perdrons pas
notre neutralité puisqu’elle est
déjà malmenée et partiellement
bafouée, ce sera donc son enterre-
ment officiel, mais notre statut uni-
que concernant les 5000 à 6000 mil-
liards de capitaux que gèrent nos
banques depuis des lustres, n’au-
ront plus aucune raison de rester
chez nous et, malgré sa contribu-
tion faramineuse aux fonds des Na-
tions Unies, il nous faudra un haut
parleur d’au moins 25’000 décibels
pour se faire entendre du fond de
la salle où nous serons placés. Un
pays qui gêre 5000 milliards de
dollars est mieux seul que mal ac-
compagné. Octopus

DS



l’occasion de la Fête du sacrifice,
des centaines de bouchers musul-
mans ont sacrifié plus d’un million
de moutons, de veaux, de boeufs et
de dromadaires dans un immense
abattoir présenté comme le plus
vaste de la planète où l’on peut tu-
er 200’000 bêtes par jour dans la
vallée de la Mina, qui chariera des
fleuves de sang.

On peut doubler cette quantité de
pauvres animaux égorgés, puisqu’il
ne s’agit ici que des musulmans et
que les juifs d’adonnent au même
rituel à leur rythme religieux!

Autre crime en Chine

L’intronisation de la Chine dans
l’OMC ressemble au fait que la
communauté internationale vient
d’adouber la plus cynique et sadi-
que des tyrannies contemporaines.
Commençons par l’introduction
dans la gastronomie de ces milli-
ards de Chinois, de la viande de
chats et de chiens, en particulier le

saint Bernard, élevé en batterie et
soumis à toutes sortes de tortures,
car plus les souffrances sont gran-
des, meilleure est la viande.
Il y a pire: les embryons utilisés
comme compléments diététiques
remontent au début de l’année
dernière, lorsqu’il fut rapporté que
des médecins de Shenzhen se
délectaient de cadavres de foetus,
excellents pour la peau et la santé
en général issus d’avortements
provoqués. Le personnel travail-
lant dans ces hôpitaux, vu la répu-
tation d’aliment tonique, se dispute
ces restes humains. Le prix du
foetus se monte à 10$ et à 20$ si la
marchandise se fait rare. Certaines
cliniques privées font fortune qui
elles, vendent un foetus pour 300$.
Et vous avez des milliers d’ache-
teurs qui attendent cette nouvelle
nourriture.
Le pire c’est que cette formidable
civilisation chinoise a été acceptée
dans l’Organisation Mondaliste
pour représenter la race humaine
dans le futur!
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clairement à ces élèves là, qu’ils
sont venus en Suisse de bonne
grâce et attirés par nos conditions
de vie spécifiquement helvétiques,
et QUE NOUS N’AVONS JA-
MAIS ETE DES COLONISA-
TEURS ET DE CONSEQUENCE
N’AVONS JAMAIS PROFITE DE
LEURS RICHESSES MINIERES
OU DE LEURS BRAS.
Je ne dis pas cela dans le sens où
leur prétention peut s’exprimer
avec arrogance en France ou en
Angleterre, pays grands colonisa-
teurs sur cette planète. Mais ils doi-
vent savoir dès leur plus jeune âge
qu’il y a manière et manière de se
construire pour leurs hôtes, et par-
allèlement de se conduire correcte-
ment vis-à-vis de leurs aînés, ici,
dans ce pays.

Remarques sur le livre «Propriété
privée, propriété sociale, propriété
de sol» aux Editions Foyard.
Remarques au sujet d’un extrait in-
titulé: «Quand s’installe la loi du
plus fort.»
Robert Castel et Claudine Haro-
che brossent un tableau très clair
concernant les causes et les effets
des violences.
Il parlent même à un certain mo-
ment sur la construction de l’indivi-
du. A ce propos, je voudrais vous
relater l’anecdote suivante: «J’at-
tendais ce mardi dans la queue de-
vant une caisse Migros. Il y avait
passablement de monde, et le ma-
gasin de Vernier est relativement
petit et ancien, comparé aux hyper-
marchés où on ne se «cougne» pas
trop. Deux petits noirs (pour rester

dans le politiquement correct alors
qu’il s’agit bien de nègres africains)
de 5 et 7 ans accompagnés de leurs
parents invisibles, voulaient abso-
lument avoir accès aux bonbons et
chocolats pendus près de la caisse
où j’attendais. Le plus jeune me re-
garda avec des yeux revolver en
criant: «laissez-moi passer, laissez-
moi passer!» sous entendu – toi la
sale Blanche descendante d’op-
presseurs colonialistes. C’est bien
mon tour d’exiger la première pla-
ce et d’user de mon droit d’arro-
gance, octroyé par la Déclaration
des droits de l’homme». Or voilà
oû le bât blesse et où il y a un man-
que flagrant de responsabilité de la
part de nos écoles (les parents dans
ce cas comptent pour beurre), qui
omettent sciemment d’expliquer

J’ai prêché pour ma paroisse, que
nos voisins agressés et mécontents
fassent de même. Personne ne peut
faire le ménage partout, car il doit
balayer d’abord devant sa propre
porte. Mais je dois avouer que j’ai
été choquée devant ce qui, aujour-
d’hui, est accepté comme politique-
ment correct. Quelle déchéance!

Mary-Charlotte Meissner, Vernier

Revenons au thème récurrent de la Violence. 
Où se loge-t-elle et pourquoi?

Sharon, Bush, même combat hitlérien
Jusqu’à présent, je n’ai pas voulu
prendre position sur les similitudes
de moyens de rétorsion qu’em-
ploient ces deux individus qui sont
pourtant des bipèdes comme vous
et moi, et dont tous deux ont ob-
tenu de justesse une investiture
conquise à coups d’insultes, de pots
de vin et de promesses électorales.
Tous les deux se vêtent du manteau
de la force dictatoriale et militaire
pour imposer à leur manière, une
hégémonie sur les nations du mon-
de contaminées depuis des dizai-
nes d’années par ce qu’on appelle

la démocratie. On oublie d’accoler
à ce vocable les termes de faibles-
se, de couardise et d’inefficacité, ce
qui facilite grandement les prises
de position de ces deux foudres de
guerre.
Si au moin, respectant les règles du
droit des peuples, des droits de
l’homme et des droits de la nature,
ces deux individus se croyant inves-
tis de tous les pouvoirs temporels
se conformaient aux réglements et
lois qu’ils ont édictées, il y aurait
moins de misère et d’injustice. Il y
aurait moins de dégâts collatéraux.

Car qui paie aujourd’hui le prix de
ces guerres ouvertes et de ces con-
flits internes la plupart du temps
provoqués de fact? C’est nous,
nous les contribuables bêlants qui,
à travers nos impôts et nos dons
humanitaires, avons subventionné
la destruction par Israël chez les
Palestiniens: l’aéroport et le port
de Gaza, 100 km de serres, 500’000
plants d’arbres, les bâtiments et
équipements du laboratoire médi-
colégal et l’infirmerie, une déchet-

Suite en page 15

Pourquoi Milosevic et pas 
Ta Mok?
L’ancien dirigeant khmer rouge Ta
Mok, dit «le boucher» va être incul-
pé de crimes contre l’humanité par
les autorités militaires du Cambod-
ge. Il es inutile de redire les atro-
cités commises par ces communis-
tes cambodgiens qui totalisèrent
des millions de morts, et que le TPI
a ignoré complètement depuis sa
fondation. Bien sûr Milosevic était
une proie plus facile à trouver, à
arrêter et à juger en dehors de son
pays. De même le cas Pinochet.
Est-il encore nécessaire de vous
faire un dessin?

Un million de morts 
en une nuit et un jour
L’entité Terre qui supporte sur sa
croûte tant d’etres vivants, va pou-
voir une fois encore se secouer et
s’indigner du sang que les hommes
l’obligent à boire. Ainsi le jour du
grand pélerinage à la Mecque à

En parcourant la presse
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Monstrueux amalgame
Le comble a été atteint par les
déclarations haineuses entendues
tant à la télévision que sur les on-
des radio, par Madame Sion (re-
présentante des Israëlites en Suis-
se). Cette personne prétend que la
lutte des amis des animaux refu-
sant l’abattage par égorgement a
comme principale raison une guer-
re ouverte antisémite. Or ce rituel
est appliqué non seulement par les
juifs mais aussi par les musulmans,
se qui est un autre amalgame pour
inclure dans l’antisémitisme les
sunnites et les chiites. Les gens qui
aiment ces êtres attachants aimant
et souffrant comme nous, qui de
plus aident les vieillards dans leur
solitude, accompagnent les
aveugles d’une part, et nourrissent
sans bruit les être humains d’autre
part, n’ont certes pas une once de
haine religieuse et c’est une mon-
struosité de dire cela. C’est lâche et
méchant, et l’arme employée res-

semble à l’attaque des tours de
Manhattan.
La Suisse se distingue depuis des
décennies par son humanité sur
cette planète. Il est grand temps
que les peuples se lèvent et pas
seulement dans notre pays, pour
défendre et protéger de l’hécatom-
be à vif tant d’innocents. Je me de-
mande même si cette façon de tuer
n’a pas pour but d’empêcher, en
sectionnant les cordes vocales, les
cris et gémissements, les appels au
secours ou les insultes des victimes
sacrifiées sur l’autel d’Allah ou de
Jehovah.
Le Pape vient de réunir tous les re-
sponsables religieux du monde
entier pour les supplier de pas in-
voquer le nom de Dieu en vain
concernant la guerre, alors les amis
des animaux supplient les bou-
chers hallal et kosher de ne pas
tuer au nome leurs dieux.

Mary Meissner, Genève

terie de 6000 m3, 1800 m2 de planta-
tions, 200 m de pipeline, des pépi-
nières et des systèmes d’irrigation.
Par ces vexations et destructions
inhumaines qui ne sont pas des
cibles militaires, les Israéliens dé-
montrent une férocité qui illustre
leur dicton biblique: «Pour un oeil,
les deux yeux, et pour une dent,
toute la gueule».
Si, de désespoir, les Palestiniens qui
n’ont ni avions, ni grosse artillerie
vont se faire sauter dans les villes
juives, c’est parce qu’ils ne peuvent
détruire les infrastructures de leurs
occupants. Bush lui, fait de même,
mais ailleurs que chez lui, en Af-
ghanistan par exemple aprés avoir
testé ses engins de destruction mas-
sive sur l’Irak, et les puits de pétro-
le du Golfe, et ses défoliants au
Vietnam et en Corée. Qui pourra
prouver un jour, que les attentats
de Manhattan n’ont pas été pro-
grammés dans le but de pouvoir
prendre sans trop de palabres di-
plomatiques, un pouvoir mondial?
Dans les pays susmentionnés, il y
avait aussi des investissements oc-
cidentaux et orientaux. Comment
se fait-il que de justes protestations

et reventications ne s’expriment
pas de la part des généreux dona-
teurs? Cette passivité démontre la
lâcheté et la veulerie des gouver-
nants actuels. Ne vous étonnez pas,
bonnes gens, des attaques terrori-
stes aveugles qui sont les armes du
pauvre et du plus faible, des
prétérités et des désespérés.
Car nous n’avons plus le choix. Ce
sera l’Amérique ou rien. Ce sera
Israël ou rien. Ces deux pays sont
tellement conscients de leur supré-
matie, qu’ils ne prennent plus la
peine de prétendre se soumettre,
comme les autres pays du monde,
aux règles du droit international.
Ils prennent les règles qu’ils veu-
lent et jettent celles qu’ils ne veu-
lent pas.
Que Dieu nous garde d’un nouvel
ordre courtisan à l’échelle mondia-
le qui s’installerait bientôt. Car
pour les Etats, faire de la bonne po-
litique, ce pourrait être, dans une
large mesure s’arranger pour être
dans les bons papiers de l’Améri-
que et de son protégé, Israel. Flat-
ter où il faut, se soumettre en se
donant des airs d’indépendance, se
mettre en valeur et espérer être
adoubés barons.

Maria de Seinmers

Suite de page 14

Le Pilori
Enfin une loi logique

On lit de plus en plus souvent dans
les médias que le nombre des suici-
des augmente un peu partout en
Europe, surtout chez les personnes
âgées.
Si l’on veut être logique, il y a lieu
de se demander pourquoi? Les
soins paillatifs ne donnent pas les
résultats escomptés, et il est diffici-
le de commencer à se shooter
quand on est vieux, de plus cela
coûte cher et les médecins traitants
refusent cette solution sous ordon-
nance.Alors prenons modèle sur la
Hollande qui vient de légaliser
l’euthanasie active, ce qui diminu-
era d’autant les statistiques sur les
suicides.
En somme, direz-vous, c’est du
pareil au même. Peut-être, mais les
mots ont pris tellement d’impor-
tance pour sauvegarder un sem-
blant de déontologie! D’ailleurs
plusieurs pays démarrent une
réflexion pour concevoir des lois
nouvelles sur le sujet. Heureuse-
ment, il était temps, car la souffran-
ce physique qui devient de plus en
plus aigüe et récurrente est enfin
prise au sérieux et pour ceux qui
croient en une puissance supérieu-
re, celle-ci n’a sûrement pas le
temps d’infliger des karmas avant
la réincarnation.

La tache d’huile

Et voilà, on apprend qu’un citoyen
l’ile de la Réunion, réclame au gou-
vernement français la somme de 
1 milliard d’euros, parce qu’il avait

été non pas adopté par une famille
française, mais déporté sans le
consentement de sa mère. Sans
entrer dans les détails, je me de-
mande ce qu’attendent les dés-
hérités malades de Bhopal, de Se-
veso et de Tchernobyl, pour se re-
tourner contre leur gouvernement
afin d’obtenir une juste compensa-
tion? Ils étaient 200’000 à Bhopals
qui souffrent encore de troubles
gynécologiques, combien étaient-il
à Tchernobyl?

Le Réveil de la Kabylie

Nos journaux ne nous donnent pas
de renseignements adequats sur les
véritables causes de révolte dans le
monde. Voici un exemple. En Ka-
bylie, un jour, 7000 musulmans ont
fermé le Coran pour ouvrir la
Bible. Ces conversions n’ont pas eu
l’heur de plaire aux autorités al-
gérie nes. Les nouveaux chrétiens
se recrutent dans toutes les cou-
ches de la population, des plus jeu-
nes aux plus âgés et cette nouvelle
apostasie a poussé le gouverne-
ment à faire un recensement, puis-
que la religion d’Etat est l’islam.
Estimant que le rythme des con-
versions tourne à six personnes par
jour et évaluant à 30’000 le nombre
d’exemplaires de l’Evangile intro-
duit dans le pays, un député à affir-
mé que tout cela était illicite et que
l’apostasie est punie de mort. A
Alger la plupart des églises ont été
transformées en mosquées et il ne
reste que 110 prêtres catholiques.
Vu le déferlement des musulmans
en Europe, devrait-on se poser la

question de savoir si c’est aussi une
conséquence de rendre un prêté
pour un rendu?

Pleurons avec l’Argentine

En 1983, lorsque les militaires se
sont effacés derrière le Président
Alfonso et ses successeurs, le vrai
pouvoir a été tenu pas des politici-
ens corrompus et surtout par un
gang dont le dernier représentant
était Fernando de la Rua. Le Con-
seil Argentin pour les Relations In-
ternationales (CARI – faisant en
fait partie du CFR américain) qui a
été créé en 1978 par Henry Kissin-
ger, a été suivi par l’ouverture sur
place, directement ou à travers le
CARI, de 80 banques et industries
américaines, dont David Rockfel-
ler. Ces hommes ont mis la main
sur l’économie argentine avec, en
paravent, le FMI (Front monétaire
international).
Ces institutions ont laissé volontai-
rement la corruption s’installer, et
abandonné la gestion de l’Etat à
des barons mafieux, tandis qu’on
décuplait le nombre de fonc-
tionnaires inutiles (jusqu’à 40% de
la population active). Les ministres
ont profité de s’enrichir sur le dos
de la population, de quelque parti
qu’ils soient. Aussi l’amalgame fait
dans les médias entre «le règne mi-
litaire» et la faillite actuelle est
sans fondement. La catastrophe
vient uniquement des mondialistes
infiltrés dans le CARI.
Fric, que de mensonges et de ma-
gouilles on commet en ton nom!

L’ONU future dictature mondiale

Le concept central du rapport Bra-
himi fait part de son intention de
faire de l’ONU le type d’institution
du XXle siècle qu’elle se doit d’êt-
re pour désamorcer effectivement

les menaces actuelles et futures
contre la paix mondiale. Ce rap-
port demande la «révision profon-
de des forces de police civile pour
que l’organisation soit en mesure
de se défendre». Ceci est vraiment
bizarre, car l’ONU n’est pas une
entité dangereuse (en tout cas jus-
qu’à présent) et si un bouleverse-
ment devait se produire, le consept
onusien serait dénaturé de fond en
comble, puisque celle-ci se départi-
rait de son impartialité pour deve-
nir une partie belligérante!
C’est là un véritable glissement par
lequel l’ONU, instance médiatrice
jusqu’ici, «déploierait à l’avenir ses
propres troupes avec pour mission
de s’acquitter de leur tâche avec
professionalisme et efficacité».
Devons-nous entendre par là qu’il
y aurait lieu d’employer la force
mais quel pays choisirait-on pour
aller museler un membre de
l’ONU? Les euphémismes comme
«rétablissement de la paix» signi-
fient en réalité «mise au pas par la
guerre». Quant à ne traiter que des
symptômes comme à Chypre de-
puis 1975, au Moyen Orient, et en
Inde/Pakistan ou Kossowo, ajou-
tons aujourd’hui l’Afghanistan,
c’est traiter les effets et non les
causes. Car pour guérir le mal à la
racine, et éradiquer les sources,
cela demanderait l’implication
de…qui? Est-il concevable de
mettre l’ONU dans le coup? A
moins de parler d’un renforcement
de l’OTAN comme armée mondia-
le suprême, sous commandement
américain, on ne voit pas trés bien
ce que signifie toutes ces circon-
volutions politico-littéraires?
Serait-il possible de trouver la
panacée pour qu’aucun pays n’ait
les moyens de résister à une dicta-
ture mondiale? Doit-on parler de
la «raison du plus fort»?

Octopus
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Sackbefehl Pfefferspray
Die SD sind hoch erfreut, dass
das VBS den SD-Vorschlag
aufgenommen hat, die Armee-
angehörigen mit einem Pfeffer-
spray auszurüsten.

Kanton Bern: Wahlen vom 14. April 2002:

SD wollen wieder eigene
Fraktion

(2). Neue Ambitionen auf je einen
Sitzgewinn haben die SD vor allem
im Wahlkreis Thun (Listenverbin-
dung mit der Gewerbe- und Volks-
partei) und im Wahlkreisverband
Oberland-Ost. In den Ämtern
Bern-Stadt und Bern-Land wollen
die SD ihre bisherigen drei Manda-
te verteidigen. Aus rein wahlarith-
metischen Gründen gehen die SD
in der Stadt Bern eine Listenver-
bindung mit den bürgerlichen Par-
teien FDP, SVP und CVP sowie ei-
ne Unterlistenverbindung mit der
FPS ein. In den Ämtern Bern-
Land, Interlaken, Oberhasli und
Schwarzenburg, wo die FPS/Die
Autopartei nicht (mehr) kandi-
diert, ziehen die SD gezwungener-
massen alleine in die Wahlen. Hier
hoffen die SD aber auf die Unter-
stützung von zahlreichen heimat-
losen FPS-Wählerinnen und -Wäh-
lern.
Bereits im Oktober 2001 haben die
SD-Delegierten Nationalrat Bern-
hard Hess, Bern, als Regierungs-
ratskandidaten nominiert.

SD-Medienmitteilung
vom 1. März 2002

Der Euro ein Währungs-Risiko?
Negative Folgen für die Schweizer Wirtschaft

SD. Es sind erst einige Wochen ver-
gangen, seitdem man in den Medi-
en die Ausgabe der Kunstwährung
Euro mit einem propagandisti-
schen Feuerwerk bejubelte. Inzwi-
schen sind jedoch Indizien sichtbar
geworden, die darauf schliessen las-
sen, dass der von amerikanischen
und britischen Finanzexperten vor-
ausgesagte Niedergang des Euro
früher als erwartet Wirklichkeit
werden könnte. So lässt eine Mel-
dung der Nachrichtenagentur «As-
sociatet Press» aus Zürich aufhor-
chen, die besagt, dass die Schweizer
Wirtschaft unter der anhaltenden
Schwäche des Euro leidet. Diese
mache besonders der schweizeri-
schen Maschinen-, Elektro- und
Metallindustrie (MEM-Industrie)
zu schaffen. Gemäss einer Umfrage
musste ein Grossteil der Unterneh-
men Margenrückgänge und Auf-
tragsverluste hinnehmen.
Auf Grund ihrer engen Verflech-
tung mit den EU-Raum hat die
Schweizer MEM-Industrie die
Schwäche des Euro negativ zu
spüren bekommen, heisst es in der
AP-Aussendung. Rund zwei Drittel
der Exporte der Branche gingen im
vergangenen Jahr in EU-Länder.
Die über den Jahreswechsel

Die Schweizer Demokraten (SD)
wollen bei den Grossratswahlen
vom April mindestens fünf Sitze
erringen und damit wieder als eige-
ne Fraktion auftreten.
Mit einem neuen Konzept, das
nicht nur tradtitionelle Themen
wie Ausländer oder Kriminalität
beinhaltet, wollen die Schweizer
Demokraten (SD) vor allem der
«heimatmüden» SVP im Kanton
Bern Sitze im Grossen Rat streitig
machen. Zwar stehen nach wie vor
die Kernthemen der SD wie der
Kampf gegen den Asylmissbrauch,
der Einsatz für Sicherheit, Recht
und Ordnung sowie das Engage-
ment gegen die Staatsdefizitwirt-
schaft im Vordergrund. Die Partei
legt aber auch Gewicht auf die För-
derung des Mittelstandes, der
Landwirtschaft und des Gewerbes.
Auch das soziale Engagement soll
nicht zu kurz kommen.
Insgesamt kandidieren 57 Schwei-
zer Demokraten, wovon 13 Frauen,
in den sechs Wahlkreisen Bern-
Stadt (23 Kandidaten), Bern-Land
(14), Thun (10), Interlaken (7),
Oberhasli (1) und Schwarzenburg

Bestellung Broschüre 40 Jhare SD 1961–2001
Die Broschüre, mit 18 Fotos, wurde von den Schweizer Demokraten,
Sektion Wil und Umgebung, zur 40-Jahr-Jubiläumsfeier herausgegeben
und kann für Fr. 5.– (auch in Briefmarken) bezogen werden bei 
SD, Sektion Wil und Umgebung, Postfach 214, 9501 Wil
(Postkonto 90-13643-2)
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Exemplare «40 Jahre SD»
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Kanada schärfer gegen
Kriminelle

Die folgende Nachricht wurde
kürzlich am Radio durchgegeben.
aber von den Zeitungen unter-
schlagen:
Das oberste Gericht Kanadas hat
beschlossen, dass Ausländer, wel-
che die innere Sicherheit des Lan-
des gefährden, auch dann ausge-
schafft werden können, wenn ih-
nen im Herkunftsland Folter
droht.
Innere Sicherheit bezieht sich da-
bei nicht nur auf Terrorismus, denn
es handelte sich in den beiden be-
urteilten Fällen um «gewöhnliche»
Kriminelle.

Kommentar: Flüchtlings- und an-
dere Konventionen werden wohl
von allen unterschrieben, aber nur
von den wenigsten befolgt, wie die
Beispiele Kanadas und Australiens
zeigen. Im Gegensatz zur Schweiz,
die alles Unterschriebene päpstli-
cher als der Papst umsetzt. Wie der
Bericht über die Gefängnisse zeigt,
verliert sie dabei völlig die Kon-
trolle. Letztlich kommt sie nicht
darum herum, gewisse Konventio-
nen ganz oder teilweise zu kündi-
gen – auch wenn dabei politisch
der Teufel los sein wird wie nie zu-
vor.

SD

40 Jahre

Schweizer Demokraten

1961– 2001

2001/02 befragten Unternehmen
erarbeiten durchschnittlich 44 Pro-
zent ihres Gesamtumsatzes in den
EU-Ländern. Gegenüber dem
Startkurs von 1,62 Franken im Jahr
1999 hat der Euro bis jetzt (Stichtag
18.2.2002) gegenüber dem Schwei-
zer Franken neun Prozent an Wert
verloren.
Die Gegenstrategien der Firmen
gehen zu Lasten des Wirtschafts-
standortes Schweiz. So hätten 54
Prozent der Unternehmen mehr
Vorleistungen aus dem EU-Raum
bezogen, um das Währungsrisiko zu
vermindern und das Kursgefälle bei
den Einkäufen zu nutzen. Seit 1995
hätten bei 63 Prozent der Unter-
nehmen die Zulieferungen aus dem
Euro-Raum zugenommen. Bereits
neun Prozent der Firmen hätten als
Gegenmassnahme zur Euro-
Schwäche die Verlagerung von Ka-
pazitäten in den EU-Raum ge-
nannt.
Das geht natürlich zu Lasten der
Schweizer Arbeitnehmerschaft und
des bis jetzt so gerühmten «sozialen
Friedens» in der Eidgenossen-
schaft. Weiteres muss zu beachten
sein, dass die AP als international
tätige Agentur ihre Aussendung
über die Euro-Schwäche nicht nur
an schweizerische und österreichi-
sche Medien gegeben hat, sondern
auch an europäischen Ländern, de-
ren Völker bisher so klug waren,
den Verlockungen der anonym
agierenden «Eurokraten» zu wider-
stehen. Diese Völker, ob Engländer
oder Skandinavier, werden sich in
ihrem Widerstand gegen die Aufga-
be ihrer nationalen Währungen
und somit auch ihrer nationalen
Identität bestärkt fühlen.


